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            ∎ Der Bürgerkrieg in Syrien ist längst militärisch zugunsten des Regimes entschieden.
               Eine verhandelte Konfliktregelung, eine Aussöhnung oder eine nachhaltige Stabilisierung
               sind für das Land nicht in Sicht.
            

            ∎ Syrien steht vor enormen Herausforderungen, die über den Wiederaufbau von Infrastruktur
               und Wohnraum weit hinausgehen. Dazu gehören vor allem Anschubhilfe für eine wirtschaftliche
               Erholung, die Stabilisierung der Währung und die Erneuerung staatlicher Versorgungsleistungen,
               ins­besondere bei Bildung, Gesundheit, Strom und Wasser.
            

            ∎ Der Ansatz der syrischen Führung, die wirtschaftlichen Auswirkungen der Covid-19-Pandemie
               und die geopolitischen Interessen der Regional- und Großmächte machen es äußerst unwahrscheinlich,
               dass ausreichend Mittel für einen umfassenden Wiederaufbau Syriens zur Verfügung stehen
               werden. Ebenso wenig ist zu erwarten, dass die Ressourcen gemäß dem Bedarf der Bevölkerung
               eingesetzt werden.
            

            ∎ Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben ein Engagement beim Wieder­aufbau Syriens von
               tragfähigen Schritten in Richtung einer verhandelten Konfliktregelung und einer politischen
               Öffnung des Landes abhängig gemacht. Sie sollten ihren Ansatz so anpassen, dass er
               besser den Herausforderungen vor Ort und der aktuellen Realität entspricht.
            

            ∎ Das bedeutet insbesondere, humanitäre Hilfe effektiver einzusetzen, sektorale Sanktionen
               abzubauen und die Rehabilitierung von Basis­infrastruktur auch in Gebieten zu unterstützen,
               die unter Kontrolle der syrischen Regierung stehen. Auf diese Weise ließe sich wirksamer
               als bislang zur Linderung der Not und zur Verbesserung der Lebensbedingungen beitragen.
            

            ∎ Eine nachhaltige Stabilisierung Syriens ist allerdings nur zu erreichen, wenn dort
               tiefgreifende Reformen durchgeführt werden. In diesem Sinne sollten die Europäer ihren
               »More for More«-Ansatz ausbuchstabieren.
            

            ∎ Von einer vollständigen Normalisierung gegenüber den Spitzen des Assad-Regimes sollten
               die Europäer absehen. Stattdessen sind sie gefordert, die strafrechtliche Aufarbeitung
               von Kriegsverbrechen, schweren Menschenrechtsverletzungen und dem Einsatz international
               geächteter Waffen noch aktiver als bislang zu unterstützen.
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            Problemstellung und Empfehlungen

            Auch wenn die gewaltsamen Auseinandersetzungen noch nicht beendet sind: Der Bürgerkrieg
               in Syrien ist längst militärisch zugunsten des Regimes entschieden. Damaskus und seine
               Verbündeten kontrollierten im Frühjahr 2020 rund zwei Drittel des syrischen Territoriums.
               Dass das Gros der verbleibenden Ge­bie­te zurückerobert wird, ist absehbar. Eine verhandelte
               Konfliktregelung, die Aussöhnung zwischen den einzelnen Konfliktparteien und Bevölkerungsgruppen,
               eine Befriedung und nachhaltige Stabilisierung des Landes sind hingegen nicht in Sicht.
            

            Der bewaffnete Konflikt in Syrien, 2011 hervor­gegangen aus der gewaltsamen Niederschlagung
               einer Protestbewegung, hat katastrophale Folgen für Bevöl­kerung, Infrastruktur und
               Wirtschaft gezeitigt. Die Kosten des Wiederaufbaus werden, je nach Quelle, auf 250
               bis 400 Milliarden oder sogar eine Billion US‑Dollar geschätzt. Dabei steht Syrien
               vor enormen Herausforderungen, die über Minenräumung und den physischen Wiederaufbau
               von Infrastruktur und Wohnraum weit hinausgehen. Zu den Problemen gehören insbesondere
               der beträchtliche Verlust an Arbeits- und Fachkräften, die Kontraktion der syri­schen
               Wirtschaft, der Verfall der Landeswährung und der Kollaps staatlicher Versorgungsleistungen.
            

            Tatsächlich hat der Wiederaufbau bereits begonnen. Dabei handelt es sich allerdings
               nicht um ein umfassendes, landesweites, zentral geplantes und ge­steuertes sowie international
               finanziertes Programm. Vielmehr setzen unterschiedliche Akteure vor allem auf lokaler
               Ebene punktuelle Vorhaben um. Gemein­sam ist diesen, dass sie sich kaum am Bedarf
               der Be­völkerung orientieren. Für die Führung in Damas­kus hat die Festigung ihrer
               Herrschaft oberste Priori­tät. Mit dem Wiederaufbau sollen der durchgeführte Be­völkerungsaustausch
               zementiert, die Loyalität alter und neuer Eliten durch lukrative Investitionsmöglichkeiten
               belohnt und die internationalen Unterstützer des Regimes – allen voran Russland und
               Iran – über den Zugriff auf Syriens Ressourcen kompensiert werden. Gleichzeitig hat
               Damaskus einen rechtlichen und politischen Rahmen für humanitäre Hilfe geschaffen,
               der in den vom Regime kontrollierten Gebieten sicherstellt, dass die Entscheidung,
               wo inter­nationale Hilfe durch wen eingesetzt wird und wer davon profitiert, bei ihm
               verbleibt.
            

            Die syrische Führung hat deutlich gemacht, sie werde ein ausländisches Engagement
               beim Wiederaufbau nur aus solchen Ländern akzeptieren, die ihr freundlich gesinnt
               sind und Unterstützung ohne Kon­ditionierung gewähren. Doch sind Damaskus’ Freun­de
               weder in der Lage noch willens, Gelder für einen umfassenden, landesweiten Wiederaufbau
               zur Verfü­gung zu stellen. Andere potentielle Unterstützer leh­nen ein Engagement
               bislang kategorisch ab (die USA), zeigen sich zögerlich (die arabischen Golfstaaten),
               positionieren sich nur für ein späteres Engagement (China) oder konzentrieren sich
               ganz auf be­stimmte Gebiete, die sie teils in ihre eigene Wirt­schaft und Verwaltung
               integrieren (die Türkei). Ins­gesamt macht es der Ansatz der syrischen Führung in
               Kombination mit den unvereinbaren geopolitischen Interessen und Ordnungsvorstellungen
               der Regional- und Großmächte äußerst unwahrscheinlich, dass ausreichend Mittel für
               den Wiederaufbau des Landes fließen werden. Die wirtschaftlichen Auswirkungen der
               Covid-19-Pande­mie, insbesondere der Einbruch des Ölpreises, dürften die verfügbaren
               Mittel weiter einschränken.
            

            Die EU und ihre Mitgliedstaaten wiederum haben ein entsprechendes Engagement davon
               abhängig gemacht, dass es zu tragfähigen Schritten in Richtung einer verhandelten
               Konfliktregelung und einer politi­schen Öffnung Syriens kommt. Das europäische Engagement
               im Lande ist daher im Wesentlichen auf humanitäre Hilfe beschränkt geblieben. Gleichzeitig
               hat die EU umfassende Sanktionen verhängt. Aller­dings konnten die Europäer mit ihrem
               Ansatz bislang wenig Einfluss auf die Konfliktdynamiken vor Ort und das Verhalten
               des Assad-Regimes entfalten. Das liegt auch daran, dass die EU zwar ihre Rhetorik
               aufgeweicht hat – es geht nicht mehr explizit um Regimewechsel oder Machtteilung –,
               aber letztlich sowohl das Sanktionsregime als auch die Konditionierung von Wiederaufbauhilfe nach wie vor auf Regime­wechsel abzielen, obwohl ein solcher nicht mehr realistisch ist. Welche Art von Verhaltensänderung
               in Damaskus unterhalb der Schwelle eines politischen Übergangs zu welchem europäischen
               Entgegenkommen führen würde, hat Brüssel hingegen bislang nicht ausformuliert. Zudem
               ist der europäische An­satz insofern problematisch, als er durch Sanktionen und Einschränkungen,
               denen die humanitäre Hilfe unterworfen ist, einer effektiven, nachhaltigen Unter­stützung
               der Bevölkerung im Wege steht, wie sie angesichts der sich zuspitzenden Wirtschaftskrise
               in Syrien dringend angezeigt wäre. Die EU läuft so Ge­fahr, zur Verfestigung einer
               Situation beizutragen, in der die syrische Bevölkerung auf Dauer von inter­nationalen
               Hilfslieferungen abhängig bleibt.
            

            Vor diesem Hintergrund verfolgt die Studie die Fragestellung, wie die EU und ihre Mit­glied­staaten den Umgang mit Syrien so anpassen kön­nen, dass er bes­ser auf die Herausforderungen
               vor Ort und die aktuel­le Realität abgestimmt ist, europäische Interessen und Instrumente
               in Einklang bringt und den geringen Spielraum, den die Europäer haben, möglichst effek­tiv
               nutzt. Das würde zunächst voraus­setzen, sich ein­zugestehen, dass die Europäer durch
               Anreize und Sanktionen nicht herbeiführen können, was das Assad-Regime und seine Verbündeten
               militä­risch ab­geschmettert haben: eine verhandelte Kon­fliktrege­lung und eine politische
               Öffnung. Es bedeu­tet zwei­tens, sich nicht der Illusion hinzugeben, dass Damas­kus
               ein zuverlässiger Partner bei der ökonomischen Erholung und dem Wiederaufbau des Landes,
               bei Terrorismusbekämpfung und der Rück­führung von Flüchtlingen sein könnte. Dazu
               ge­hört drittens, die aktuelle Wirtschafts- und Wäh­rungskrise und die Erosion staatlicher
               Kapazitäten in Syrien nicht mit einem bevorstehenden Kollaps des Regimes zu ver­wechseln,
               schon gar nicht zugunsten einer alternativen Kraft, die das Land einen und stabilisieren könnte.

            Deutschland und seine Partner sollten effektiver als bisher zur Linderung der Not
               und zu einer wirt­schaftlichen Erholung in Syrien beitragen. Dies kann ihnen gelingen,
               wenn sie auf eine Effektivierung der Hilfe durch die Vereinten Nationen (VN) hinarbeiten,
               hemmende sektorale Sanktionen abbauen und unter bestimmten Bedingungen auch in Gebieten,
               die vom Regime kontrolliert werden, die Rehabilitierung von Basisinfrastruktur unterstützen.
               Eine nachhaltige Stabilisierung wird sich allerdings nur dann erreichen lassen, wenn
               tiefgreifende Reformen im Land erfol­gen. In diesem Sinne sollten die Europäer ihren
               »More for More«-Ansatz ausbuchstabieren und damit einen konkreten Pfad aufzeigen,
               wie sich die Bezie­hungen zu Damaskus im Gegenzug zu politischer Öffnung und strukturellen
               Reformen weitgehend normalisieren ließen. Von einer vollständigen Norma­lisierung
               im Umgang mit den Spitzen des Assad-Regimes sollten sie hingegen absehen. Vielmehr
               sind sie gehalten, eine strafrechtliche Aufarbeitung von Kriegsverbrechen, schweren
               Menschenrechtsverletzungen und dem Einsatz international geächteter Waffen noch aktiver
               als bislang zu unterstützen.
            

         

      

   
      
         
            Der Ansatz der syrischen Führung: Wiederaufbau als Fortsetzung des (Bürger-) Krieges
               mit anderen Mitteln
            

            Der Bürgerkrieg in Syrien ist längst militärisch zu­gunsten des Regimes entschieden.
               Damaskus und seine Verbündeten kontrollieren mittlerweile wieder rund zwei Drittel
               der syrischen Landfläche.1 Auch wenn die territorialen Fragen nicht abschließend geklärt und die militärischen
               Auseinandersetzungen nicht beendet sind: Absehbar ist, dass das Regime mittelfristig
               den Großteil der verbliebenen Gebiete zurückerobern wird. Nicht zu erwarten sind hingegen
               eine verhandelte Konfliktregelung und eine Aussöhnung zwischen einzelnen Konfliktparteien
               und Bevöl­kerungsgruppen, ebenso wenig eine Befriedung und damit eine nachhaltige
               Stabilisierung des Landes. Denn noch immer sind – neben einer Vielzahl ein­heimischer
               und ausländischer Milizen – fünf Regio­nal- und Großmächte (Iran, Israel, Russland,
               Türkei, USA) mit teils konträren Ordnungsvorstellungen mili­tärisch in Syrien präsent.2 Auch ist damit zu rechnen, dass Überbleibsel des »Islamischen Staates« (IS) und radikale
               Rebellen den Kern einer neuen Aufstandsbewegung und eines terroristischen Netzwerks
               bilden werden. Sie dürften eine Stabilisierung Syriens er­schweren und auch darüber
               hinaus destabilisierend wirken.3 Und vom Verfassungskomitee, das unter Leitung des VN-Sonderbeauftragten Geir Pedersen
               Ende Oktober 2019 seine Arbeit aufgenommen hat,4 ist weder eine Einigung auf bedeutsame Verfassungsreformen noch eine verhandelte
               Konfliktregelung zu erwarten (falls die Gespräche überhaupt fortgesetzt werden). Denn
               nicht nur fehlen wichtige Gruppierun­gen am Tisch.5 Auch hat Damaskus klar signalisiert, kein Interesse an Machtteilung und politischem
               Über­gang zu haben, und sich daher von »seiner« Delega­tion distanziert.
            

            Dennoch hat der Wiederaufbau Syriens längst begonnen. Dabei handelt es sich nicht,
               wie es der Standardansatz der internationalen Finanzinstitutionen (IFIs) vorsieht,
               um ein umfassendes, landesweites, zentral gesteuertes und international finanziertes
               Programm. Vielmehr setzen unterschiedliche syrische und internationale Akteure vor
               allem auf lokaler Ebene punktuelle Vorhaben um. Diese orientieren sich allerdings
               kaum am Bedarf der Bevölkerung. Sie dienen vielmehr ganz überwiegend der Durchsetzung
               spezifischer Interessen und Prioritäten und stellen sich damit großteils als Fortsetzung des (Bürger‑)Krieges mit anderen Mitteln dar.6

            Damaskus zielt darauf ab, Bevölke­rungs­austausch zu zementieren, Loyalität zu belohnen
               und interna­tionale Unterstützer zu entschädigen.
            

            Bereits im Herbst 2017 leitete die syrische Führung die Phase des Wiederaufbaus ein.
               Die Festigung ihrer Herrschaft hat dabei oberste Priorität. Ziel ist nicht ein umfassender
               nationaler Wiederaufbau, sondern der Einsatz begrenzter Ressourcen im Sinne einer
               politökonomischen Ratio. Genutzt werden sollen vor allem Liegenschaften und Immobilien,
               da sich das Gros der Erdöl- und Erdgasquellen und landwirtschaftlich nutzbaren Flächen
               Syriens nicht unter Damaskus’ Kontrolle befinden. Der Führung geht es darum, den im
               Zuge von Kampfhandlungen, Vertrei­bungen und sogenannten Versöhnungsabkommen durchgesetzten
               Bevölkerungsaustausch zu zementieren, die Loyalität alter und neuer Eliten durch lukra­tive
               Investitionsmöglichkeiten zu belohnen und die internationalen Unterstützer des Regimes
               für ihre Kosten zu kompensieren, indem man ihnen Zugriff auf die Ressourcen des Landes
               gewährt.7 Eine Auf­arbeitung von im Konflikt begangenen Verbrechen, Maßnahmen der Übergangsjustiz
               oder eine Aussöhnung zwischen den Bevölkerungsgruppen hat die syrische Führung hingegen
               nicht initiiert, ebenso wenig Strukturreformen, die auf mehr Inklusion, Par­tizipation
               oder Rechtsstaatlichkeit abzielen würden. Im Gegenteil: Schwere Menschenrechtsverletzungen
               und Kriegsverbrechen dauern an.8

         

      

   
      
         
            
               Politisierter Wiederaufbau

               Die meisten der von Damaskus angestoßenen Ent­wicklungsprojekte zielen denn auch nicht
                  darauf, zerstörte Viertel und Häuser für ehemalige Bewohnerinnen und Bewohner wieder
                  nutzbar zu machen oder eine Rückkehr von Flüchtlingen und Binnenflüchtlingen zu ermöglichen.
                  Absicht ist vielmehr, Patronagenetzwerke aus alten und neuen Regime­unterstützern
                  in der Bevölkerung und der Wirtschaftselite zu festigen. Gleichzeitig werden vor allem
                  in politisch-strategisch wichtigen Gegenden solche Bevölkerungsgruppen, die als (potentiell)
                  illoyal an­gesehen werden, kollektiv bestraft und verdrängt. Dies betrifft etwa die
                  Vororte von Damaskus. Damit be­steht die Gefahr, dass nicht nur alte soziopolitische
                  Konfliktlinien vertieft, sondern auch neue geschaffen werden.
               

               Das Regime hat seit 2011 über 60 Gesetze und Dekrete verabschiedet, mit denen Wohnungs-,
                  Land- und Eigentumsrechte (Housing, Land and Property Rights, HLP), städtebauliche
                  Planung sowie Investi­tionsfragen geregelt werden.9 Sie bilden den recht­lichen Rahmen für den Wiederaufbau. Unter ande­rem wurde die
                  Regierung so ermächtigt, Entwicklungszonen auszuweisen und dort Privateigentum zu
                  beschlagnahmen.10 Auf dieser Basis hat Damaskus nicht nur in großem Stil Land und Immobilien ohne angemessene
                  Transparenz und Entschädigung ent­eignet und eine Rückkehr von Binnenflüchtlingen
                  und Flüchtlingen in strategische Gebiete verhindert,11 sondern auch ganze Viertel abgerissen, vor allem in den Vororten von Damaskus, in
                  Homs und in Ost-Aleppo. In diesen Fällen handelt es sich also nicht um Kriegszerstörungen,
                  sondern um staatliche Entwicklungsprojekte, die die Bevölkerungszusammen­setzung in
                  der Regel zu Ungunsten ärmerer und als illoyal wahrgenommener Gruppen verändern sollen.
                  Für eine große Zahl von Syrerinnen und Syrern ist es nicht möglich, Eigentumsrechte
                  anzumelden, da sie in informellen Siedlungen lebten oder leben und daher keine Eigentumstitel
                  vorweisen können oder weil Dokumente auf der Flucht bzw. aufgrund der Zerstörung von
                  Katasterämtern verloren gegangen sind. Der Anteil der informellen Behausungen wird
                  in Syrien insgesamt auf mindestens 30 bis 40 Prozent geschätzt.12 Für viele Binnenflüchtlinge und Flüchtlinge ist es auch aus logistischen oder Sicherheitsgründen
                  nicht möglich, bei den Behörden vorzusprechen.
               

               Unterstützern des Regimes in der Wirtschaftselite wird die Möglichkeit zu profitorientierten
                  Investitionen geboten, unter anderem in gehobenen Neubauvierteln.13 Dabei haben sowohl Vertreter der alt­eingesessenen Elite, wie Rami Makhluf, ein Cousin
                  des Präsidenten, als auch Angehörige einer neuen Schicht von Kriegsprofiteuren – wie
                  Samer al-Foz, die Katerji-Brüder oder Mohamed Hamsho – Mono­pole in den maßgeblichen
                  ökonomischen Sektoren des Landes erhalten. Dies findet im Rahmen einer Wirtschaft
                  statt, die zum einen infolge der bewaffneten Auseinandersetzungen und internationalen
                  Straf­maßnahmen durch Sanktionen, Kapitalflucht und Kontraktion geprägt ist, zum anderen
                  noch stärker als zuvor unter Nepotismus, Korruption, Illegalität, Schattenbetrieb,
                  Kriminalität und Rechtsunsicherheit leidet. Eine zentrale Rolle spielen dabei die
                  »Konflikt­eliten«,14 also Akteure, die während der bewaffneten Zusammenstöße aufgrund ihrer Beziehungen
                  zu Politik, Administration, Sicherheitsapparat und Mili­zen auf lokaler Ebene entscheidend
                  dazu beitrugen, Transaktionen zu vermitteln, etwa zwischen Gebieten unter verschiedener
                  Kontrolle sowie mit dem Aus­land. Ihnen kommt nun auch beim Wiederaufbau eine herausgehobene
                  Funktion zu – und zwar un­geachtet des Umstands, dass die Regierung punktuell gegen
                  prominente Personen aus diesem Kreis vor­geht.15

               Die Entscheidung, wo internationale Hilfe durch wen erfolgt und wer davon profitiert,
                  bleibt beim Regime.
               

               Auf der anderen Seite sind Versuche, syrische Unternehmer in der Diaspora dazu zu
                  bewegen, wie­der in Syrien zu investieren, bislang gescheitert. Dies liegt in erster
                  Linie an den politökonomischen Gege­benheiten im Land, zu denen neben den genannten
                  Missständen auch restriktive Investitionsbedingungen und ein Mangel an verlässlichen
                  Regierungsgarantien gehören.16 Bei Transparency International rangierte Syrien 2019 als drittkorruptestes Land der
                  Welt.17 Im selben Jahr hat Damaskus zwar den Entwurf für ein Investitionsgesetz vorgelegt,
                  das den Rahmen für Investitionen nach Einschätzung der Economist Intel­ligence Unit
                  (EIU) zumindest leicht verbessern würde. Es soll bürokratische Vorgänge verkürzen
                  und An­reize durch Importvergünstigungen und Zugang zu Finanzierung schaffen.18 Im Weltbank-Ranking »Doing Business 2020« landet Syrien allerdings nur auf Platz
                  176 von 190.19 Selbst wenn 2018/2019 einzelne Verbesserungen erreicht wurden:20 Ohne wesentlich tiefgreifendere Reformen, die etwa Garan­tien gegen eine Beschlagnahme
                  von Vermögen glaub­würdig machen, dürften kaum substantielle Fortschritte bei der
                  Repatriierung von Kapital zu erzielen sein.21

            

         

      

   
      
         
            
               Internationale Hilfe am Gängelband

               Gleichzeitig hat die syrische Führung einen recht­lichen und politischen Rahmen für
                  internationale Hilfe geschaffen, der sicherstellt, dass in den von ihr kontrollierten
                  Gebieten humanitäre und Entwicklungsorganisationen nicht unabhängig operieren können.
                  Die Entscheidung, wo internationaler Bei­stand durch wen erfolgt und wer davon profitiert,
                  verbleibt bei Damaskus. Damit hat die Regierung dafür gesorgt, dass auch humanitäre
                  Hilfe in ihrem Sinne eingesetzt wird, das heißt um loyale Unternehmer und als regimetreu
                  wahrgenommene Bevöl­kerungsgruppen an sich zu binden und andere zu bestrafen. Letzteres
                  betrifft insbesondere Bewohnerinnen und Bewohner ehemals von Rebellen gehal­tener
                  Gebiete, etwa im Damaszener Vorort Duma oder in Ost-Aleppo.22

               In diesem Sinne schränkt das Regime den Handlungsspielraum internationaler Organisationen
                  stark ein, vor allem was den Zugang zu hilfsbedürftigen Bevölkerungsgruppen angeht.
                  Es verwehrt ihnen regelmäßig Feldbesuche für unabhängige Bedarfs­analysen, für Monitoring
                  und Evaluierung (oder ignoriert entsprechende Anfragen), ebenso Genehmigungen für
                  Hilfslieferungen über Frontlinien hin­weg.23 Um ihre Vorhaben umzusetzen, müssen inter­nationale Organisationen grundsätzlich
                  mit dafür vom Regime ermächtigten lokalen Partnern kooperieren. Dabei handelt es sich
                  um die zuständigen Minis­terien, den Syrisch-Arabischen Roten Halbmond (SARC) oder
                  »NGOs« wie den Syria Trust for Development, der von Präsidentengattin Asma al-Assad geleitet wird und sowohl unter EU- als auch
                  US-Sanktionen steht.24 Über diese Akteure nimmt wiederum der für schwere Menschenrechtsverletzungen verantwortliche
                  Sicher­heitsapparat Einfluss, oder sie fungieren als Front­organisationen von Regierungsvertretern,
                  Militärs oder Milizen. Internationale Organisationen müssen ihre Programme und deren
                  konkrete Ausführung im Detail durch diese Gatekeeper genehmigen und teils implementieren
                  lassen. Auch hat die syrische Füh­rung die Unabhängigkeit internationaler Organisa­tionen
                  unterminiert, etwa indem sie in deren Perso­nalrekrutierung und Auftragsvergabe zugunsten
                  von regimefreundlichen, teils unter US-/EU-Sanktionen stehenden Unternehmern eingegriffen
                  hat. Damit wird internationale Hilfe zumindest teilweise zweck­entfremdet, um diejenigen
                  zu finanzieren, die Men­schenrechtsverletzungen begehen.
               

            

         

      

   
      
         
            Der Kontext: Die Interessen der Regional- und Großmächte
            

         

      

   
      
         
            
               Russland und Iran

               Das Regime in Damaskus hat deutlich gemacht, dass es ein ausländisches Engagement
                  beim Wiederaufbau25 nur aus solchen Ländern akzeptieren wird, die im Bürgerkrieg auf seiner Seite gestanden
                  haben und die ihre Hilfe ohne Konditionierung gewähren.26 Aller­dings kämpfen die befreundeten Staaten Russland und Iran selbst mit Wirtschaftskrisen,
                  die unter ande­rem durch Sanktionen verursacht wurden. Sie sind nicht in der Lage,
                  Gelder für einen umfassenden Wie­deraufbau in Syrien zur Verfügung zu stellen. Daher
                  zielen die Absichtserklärungen (Memoranda of Under­standing, MoU), die Teheran und
                  Moskau jeweils mit Damaskus unterzeichnet haben, vor allem auf zweier­lei. Zum einen
                  wollen die beiden Länder einen Aus­gleich für die Kosten erhalten, die ihnen durch
                  den Krieg entstanden sind. Erfolgen soll dies über den Ab­bau von Ressourcen und eine
                  Beteiligung an lukrati­ven Investitionsprojekten in Syrien. Zum anderen geht es ihnen
                  darum, durch Militärbasen und die Kontrolle von Häfen und Transportwegen ihre jewei­ligen
                  strategischen Interessen langfristig zu sichern. Gleichzeitig verfolgen die beiden
                  Partner des Assad-Regimes unterschiedliche, teils konträre Interessen und Ordnungsvorstellungen
                  in Syrien.27 Für Russland steht die Stärkung (zentral‑)staatlicher Funktionen im Mittelpunkt.
                  Zu diesem Zweck hat sich Moskau bis­lang vor allem dabei engagiert, den syrischen
                  Sicher­heitssektor zu reformieren und effektiver zu machen.28 Iran hingegen setzt mehr auf verbündete Milizen und lokale Gemeinschaften, um seinen
                  Ein­fluss in Syrien dauerhaft zu verankern.
               

               Beide Länder haben Absichtserklärungen mit Syrien über Investitionen unterzeichnet.
                  In deren Fokus stehen die Sektoren Öl, Gas, Mineralien, Elek­trizität, Landwirtschaft
                  und Tourismus. Dabei gibt es mittlerweile auch eine Konkurrenz zwischen Iran und Russland
                  um einträgliche Konzessionen, vor allem beim Abbau von Phosphat und im Öl- und Gas­sektor.29 Teheran hat MoU mit Damaskus für den Ausbau des Hafens Latakia, den Bau mehrerer
                  Elektri­zitätswerke und die Etablierung eines dritten Mobil­funkanbieters in Syrien
                  unterzeichnet. Moskau er­hielt den Zuschlag für Erweiterung und langjähriges Management
                  der Marinebasis Tartus, den Abbau von Phosphat bei Palmyra und den Betrieb einer Düngemittelfabrik
                  in Homs. Darüber hinaus hat sich Russ­land das exklusive Recht zu Exploration sowie
                  Förde­rung von Öl und Gas in Syrien und den syrischen Küstengewässern gesichert. Auch
                  wenn Iran bislang weniger Fortschritte bei der Umsetzung wirtschaft­licher Vorhaben
                  gemacht hat als Russland, bleibt die Islamische Republik als wichtiger Handelspartner
                  und Lieferant raffinierten Öls einflussreich in Syrien.
               

               Überdies hat Iran dem Assad-Regime in den letzten Jahren erhebliche Kredite gewährt,
                  Russland wieder­um verschaffte ihm finanzielle Mittel zur Stützung der Landeswährung.
                  Doch fehlen beiden die Ressourcen, um den Wiederaufbau Syriens zu finanzieren. Vor
                  diesem Hintergrund versucht Moskau, andere davon zu überzeugen, dass sie diese Aufgabe
                  über­nehmen. Entsprechende Bemühungen richten sich besonders auf die Europäer und
                  die arabischen Golf­staaten. Auf diesem Wege ließen sich nicht nur die eigenen Kosten
                  für eine Stabilisierung Syriens senken, so das russische Kalkül – möglich wäre damit
                  auch ein Durchbruch bei der internationalen Rehabilitierung Bashar al-Assads. Den
                  Europäern hat Russland klar vermittelt, dass es von ihnen nicht nur einen Abbau der
                  Sanktionen und Unterstützung beim Wie­deraufbau erwartet, sondern diese Schritte auch
                  im ureigenen europäischen Interesse sieht – denn andernfalls sei es kaum zu erreichen,
                  dass Syrien sta­bilisiert wird und Flüchtlinge dorthin zurück­kehren können.30

            

         

      

   
      
         
            
               Die Türkei

               Es ist vor allem die Türkei, die im engeren Sinne Wiederaufbau in Syrien betreibt.
                  Dies betrifft aller­dings nur die Gebiete im Norden des Landes, die seit Ankaras Militärinterventionen
                  von 2016, 2018 und 2019 unter Kontrolle der Türkei und der mit ihr ver­bündeten Milizen
                  der Syrischen Nationalen Armee (SNA) stehen; Letztere ist aus der Freien Syrischen
                  Armee (FSA) hervorgegangen.31 Ankaras Hauptziel ist dabei, ein zusammenhängendes kurdisches Sied­lungs- und Selbstverwaltungsgebiet
                  unter Führung der dominanten Kurdenpartei PYD dauerhaft zu ver­hindern und vor Ort
                  eine alternative Elite zu kreie­ren, die loyal zur Türkei ist.
               

               Entsprechend hat die Türkei in den von ihr kontrollierten Gebieten neue Sicherheitsstrukturen
                  auf­gebaut. Die Kämpfer der SNA stehen de facto unter Ankaras Kommando; das Land bildet
                  zudem zivile Polizisten für den dortigen Einsatz aus. Auch hat die Türkei in diesen
                  Gebieten eine Militärpolizei etab­liert, um Kriegsverbrechen und Übergriffe durch
                  die SNA zu verhindern.32 Und die Institutionen der PYD-beherrschten Selbstverwaltung hat sie durch Lokal­räte
                  ersetzt, die nicht nur die PYD ausschließen, sondern auch Vertreter des Kurdischen
                  Nationalrates (Kurdish National Council, KNC) und türkei-kritische kurdische Aktivisten.
                  Der oppositionellen Syrischen Interimsregierung (Syrian Interim Government, SIG) kommt
                  hier lediglich eine nominelle Rolle zu. Die von Ankara neu geschaffenen Strukturen
                  sind weit­gehend in die türkische Verwaltung eingebunden. Finanziert werden sie, wie
                  auch die Sicherheitsstrukturen, vor allem durch Einkünfte der türkisch-syrischen Grenzübergänge.
               

               Über ihre Katastrophenschutzbehörde AFAD koor­diniert und kontrolliert die Türkei
                  vor Ort die huma­nitäre Hilfe. Darüber hinaus hat sie vor allem in dem Gebiet, das
                  sie 2016 in der Operation »Euphrat-Schild« besetzte, massiv in die Rehabilitierung
                  der Infrastruktur, in Bildung und Gesundheit investiert, um der Bevölkerung öffentliche
                  Dienstleistungen zur Verfü­gung stellen zu können. Wirtschaftlich engagiert sind insbesondere
                  die angrenzenden türkischen Provinzen sowie türkische Unternehmer. Auch bewaffnete
                  Gruppen spielen eine herausragende Rolle in den Wirtschaftsbeziehungen. Die involvierten
                  türkischen Akteure sehen in Syrien vor allem einen Absatzmarkt für türkische Produkte
                  und ein Investitionsziel für türkisches Kapital. An einer Wiederbelebung der lokalen
                  Wirtschaftsstrukturen ist ihnen hingegen weniger gelegen.
               

               Ankara will im Norden Syriens offenbar eine dauerhafte türkisch kontrollierte Pufferzone
                  schaffen.
               

               In den mehrheitlich kurdisch besiedelten Gebieten kam es im Zuge der türkischen Militäroperationen
                  zu (teils nach wie vor andauernden) Vertreibungen der ansässigen kurdischen Bevölkerung
                  und zur Neu­ansiedlung von Binnenflüchtlingen etwa aus den öst­lichen Vororten von
                  Damaskus und Aleppo.33 Außer­dem ist zu vermuten, dass die von Ankara beabsichtigte Rückführung syrischer
                  Flüchtlinge in den Nord­osten Syriens nicht nur darauf zielt, die finanziellen und
                  gesellschaftlichen Kosten für die Beherbergung der Menschen in der Türkei zu senken.
                  Darüber hin­aus soll damit wohl auch die Bevölkerungszusammensetzung in dem betreffenden
                  Gebiet dauerhaft zu Ungunsten der Kurden verändert werden.34

               Grundsätzlich scheint hinter dem Ansatz der Tür­kei im Norden Syriens die Absicht
                  zu stehen, eine auf Dauer angelegte türkisch kontrollierte Pufferzone ein­zurichten
                  – ein Unterfangen, das zu einem anhalten­den Konflikt zwischen Ankara und Damaskus
                  führen würde. In Reaktion auf die türkischen Militär- und Säuberungsoperationen haben
                  die kurdischen Volks­verteidigungseinheiten der PYD (Yekîneyên Parastina Gel, YPG)
                  versucht, die türkische Besatzung, Wiederaufbauprojekte und die von Ankara eingesetzten
                  lokalen Räte durch Angriffe zu destabilisieren. In­so­fern besteht auch das Risiko
                  eines langwierigen Guerillakonflikts. Die Militäroperationen der Türkei in Kooperation
                  mit der SNA haben zudem die ethni­schen – hier: kurdisch-arabischen – Spannungen in
                  Syrien weiter angeheizt.
               

            

         

      

   
      
         
            
               China

               Seit 2017 hat Peking seine humanitäre Hilfe in Syrien ausgeweitet und die Basis für
                  künftige Wirtschafts­beziehungen mit dem Land gelegt.35 Unter anderem richtete China in dem Jahr eine Messe zu Wiederaufbauprojekten für
                  Syrien aus und sagte 2 Milliarden US-Dollar zu, um dort Industrieparks zu errichten.
                  2018 stellte es insgesamt 23 Milliarden US-Dollar an Krediten und Hilfen für arabische
                  Länder, einschließlich Syrien, in Aussicht. Wiederholt fanden gegenseitige Besuche
                  von Wirtschaftsdelegationen zwischen den beiden Ländern statt. Dabei folgt die Politik
                  Chinas gegenüber Syrien im Wesentlichen zwei Ziel­setzungen. Erstens geht es Peking
                  darum, eine Wirt­schaftspartnerschaft zu entwickeln, die sich in seine »Neue Seidenstraße«-Initiative
                  einfügt. In diesem Sinne hat China seit 2012 den Mittelmeerhafen im libanesischen
                  Tripoli ausgebaut und Interesse daran gezeigt, die Bahnlinie Tripoli-Homs zu reaktivieren.
                  Zweitens setzt die Führung in Peking auf gute Bezie­hungen zum syrischen Regime, weil
                  sie von ihm er­hofft, die transnationale Ausbreitung des Jihadismus einzudämmen. Konkret
                  zielt China hier vor allem darauf ab, eine Rückkehr von Uiguren in die Volks­republik
                  zu verhindern, die in Syrien auf Seiten der jihadistischen Rebellen kämpfen.
               

               China zeigt sich allerdings zurückhaltend damit, tatsächlich im größeren Maßstab in
                  Syrien zu inves­tieren. Die bisherigen Hilfs-, Investitions- und Kredit­zusagen haben
                  sich kaum materialisiert. Bedeuten­dere chinesische Investitionen in Syrien sind auch
                  kaum zu erwarten, solange die Sicherheitslage dort instabil ist, die ökonomischen
                  Strukturen von man­gelnder Rechtsstaatlichkeit, Korruption und Vetternwirtschaft geprägt
                  sind und damit Arbeitskräfte und Kapital aus China gefährdet wären. Auch amerikanische
                  Sekundärsanktionen dürften das Land von Kooperationen mit Damaskus abhalten; dies
                  signali­siert der Rückzug von Unternehmen, die anscheinend als Tarnfirmen des chinesischen
                  Hightech-Konzerns Huawei in Syrien und Iran operiert haben.36

            

         

      

   
      
         
            
               Arabische Golfstaaten

               Die arabischen Golfstaaten waren vor 2011 die größ­ten Investoren in Syrien. Doch
                  auch sie zeigen sich bislang zögerlich. Zwar haben die Vereinigten Arabi­schen Emirate
                  (VAE) und Bahrain Ende 2018 einen Kurswechsel gegenüber Damaskus vollzogen. Sie eröffneten
                  ihre Botschaften dort wieder und unterzeichneten im Zuge gegenseitiger Besuche diverse
                  Absichtserklärungen mit dem syrischen Regime.37 Zudem haben die Golfstaaten gemeinsam mit Ägyp­ten und Jordanien und mit Unterstützung
                  Russlands – bislang erfolglos – dafür plädiert, die Suspendierung Syriens in der Arabischen
                  Liga aufzuheben.38 Denn die Golfmonarchien haben großes Interesse daran, den iranischen und den türkischen
                  Einfluss in Syrien zurückzudrängen, auch wenn sie – vor dem Hintergrund der erratischen
                  US-Politik am Golf – selbst begonnen haben, eine Verständigung mit Tehe­ran zu suchen.
                  Bislang sind allerdings kaum golf­arabische Investitionsprojekte in Syrien konkretisiert
                  oder gar umgesetzt worden. Entsprechenden Geld­flüssen aus den Golfmonarchien (wie
                  aus anderen potentiell interessierten Ländern) stehen die genannten Hindernisse in
                  Syriens politökonomischer Struk­tur sowie sekundäre US-Sanktionen entgegen. Über­dies
                  wird vermutet, dass Washington auch direkt bremsend eingewirkt hat, wodurch insbesondere
                  ver­hindert worden sein dürfte, dass Syrien und Saudi-Arabien sich einander wieder
                  annähern.39 Hinzu kommt, dass die Staatsfinanzen der Golfmonarchien erheblich unter den Auswirkungen
                  der Covid-19-Pandemie leiden, vor allem weil das Ölgeschäft ein­gebrochen ist und
                  Einnahmen durch die Pilgerfahrt ausbleiben dürften. Damit wird zumindest kurz- bis
                  mittelfristig auch das Potential dieser Staaten ein­geschränkt, signifikante Summen
                  für den Wieder­aufbau Syriens bereitzustellen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Syriens Nachbarn

               Andere Länder der Region, vor allem Syriens Nach­barn Libanon, Jordanien und Irak,
                  haben großes Interesse daran, dass sich die Lage in dem Land stabi­lisiert, Flüchtlinge
                  dorthin zurückkehren und bila­terale Handelsbeziehungen wieder aufgenommen werden.
                  Insbesondere der Libanon hofft, direkt vom Wiederaufbau in Syrien zu profitieren.
                  Das bedeutet aber nicht, dass die drei Länder relevante Summen bereitstellen könnten,
                  denn sie stehen jeweils selbst vor großen wirtschaftlichen und innenpolitischen Herausforderungen.
                  Israel ist der einzige Nachbar, der sich mit Syrien formal im Kriegszustand befindet.
                  Das Land, das die syrischen Golanhöhen seit 1967 besetzt hält (und 1981 annektiert
                  hat), kann und will keine Rolle beim Wiederaufbau spielen. Zugleich dürfte Israel
                  weiterhin versuchen, diplomatisch und militärisch die Rolle Irans in Syrien zurückzudrängen.40

            

         

      

   
      
         
            
               Die USA

               Seit dem Amtsantritt von Präsident Donald Trump Anfang 2017 haben die USA ihr Ambitionsniveau
                  in Syrien schrittweise heruntergeschraubt. Heute sind sie dort vor allem involviert,
                  um ein Wiedererstarken des IS zu verhindern und dem iranischen Einfluss entgegenzuwirken.
                  Klares Desinteresse hat die ameri­kanische Regierung signalisiert, was ein Engagement
                  beim Wiederaufbau Syriens betrifft.41 Vielmehr haben die USA ihre direkten und sekundären Syrien-Sanktionen 2019 ausgeweitet;
                  sie warnen andere Län­der vor einer Kooperation mit dem Assad-Regime und mit Personen,
                  die für schwere Menschenrechtsverletzungen im Land verantwortlich sind.42 Vor Ort enga­gieren sich die USA heute mit Patrouillen im Nord­osten des Landes,
                  einer Präsenz in al-Tanf an der Grenze zum Irak und begrenzter Stabilisierungshilfe
                  in den vom IS befreiten Gebieten östlich des Euphrats. Zudem leisten die USA humanitäre
                  Hilfe.43

            

         

      

   
      
         
            
               Zwischenfazit

               Die in Syrien involvierten Regional- und Großmächte haben geopolitische Interessen
                  und Ordnungsvorstellungen, die sich nicht vereinbaren lassen. Zudem dürften die Einnahmen
                  der arabischen Golfstaaten, die als potentielle Investoren in Frage kämen, durch die
                  Covid-19-Pandemie signifikant zurückgehen. Da­her ist nicht zu erwarten, dass ausreichend
                  Mittel für einen raschen und umfassenden Wiederaufbau des Landes zur Verfügung stehen
                  werden. Stattdessen wird Wiederaufbau sowohl von der syrischen Füh­rung als auch von
                  den externen Akteuren als Fort­setzung des Krieges mit anderen Mitteln betrieben.
                  Selbst zwischen Damaskus und seinen Verbündeten in Moskau und Teheran dürften die
                  Spannungen zunehmen, was Prioritäten, Ansätze und Profite bei entsprechenden Projekten
                  betrifft. Rehabilitation und Wiederaufbau werden so auch nach einem Ende der Kampfhandlungen
                  fragmentiert, lokal begrenzt und von unterschiedlichen Partikularinteressen bestimmt
                  sein. Die Bedürfnisse der Bevölkerung vor Ort sowie von Flüchtlingen und Binnenflüchtlingen
                  dürften hintangestellt bleiben gegenüber Gewinnstreben sowie politökonomischen bzw.
                  geostrategischen An­liegen. Die politische und gesellschaftliche Dimension des Wiederaufbaus
                  (Übergangsjustiz, Aussöhnung) bleibt ausgeblendet.44 Eine langfristige Stabilisierung wird auf diesem Wege kaum gelingen.
               

            

         

      

   
      
         
            Herausforderungen des Wiederaufbaus

            Die Kosten des Wiederaufbaus in Syrien werden, je nach Quelle, auf 250 bis 400 Milliarden
               oder sogar eine Billion US-Dollar geschätzt.45 Doch um was geht es eigentlich bei diesem Wiederaufbau? Syrien steht infolge des
               bewaffneten Konflikts, der 2011 aus der gewaltsamen Niederschlagung der Protestbewegung
               hervorging, vor enormen Herausforderungen. Diese gehen über Minenräumung und den physischen
               Wie­deraufbau von Infrastruktur und Wohnraum weit hinaus, so der weitgehende Konsens
               in den relevanten VN-Institutionen, bei der Weltbank, in der Wissenschaft und der
               syrischen Zivilgesellschaft.46 Erforderlich ist insbesondere, die Bedingungen dafür zu schaffen, dass die unterschiedlichen
               Teile der Gesellschaft friedlich zusammenleben, die Verluste an Humankapital und menschlicher
               Entwicklung ausgeglichen werden und Wirtschaft wie staatliche Grundversorgung des
               Landes wieder in Gang gebracht werden können.
            

         

      

   
      
         
            
               Kriegszerstörungen und ihre Folgen

               Im Verlauf der bewaffneten Auseinandersetzungen ist Syriens Infrastruktur weitgehend
                  zerstört worden. Dies betrifft vor allem den Energiesektor inklusive Öl- und Gasförderung
                  sowie Elektrizitätswerke, Straßen und Transportwege sowie Wasser- und Abwasserversorgung.
                  Zu massiven Schäden kam es ebenso beim Wohnungsbestand, bei Gesundheits- und Bildungseinrichtungen
                  sowie in der Landwirtschaft. Dabei sind die Kriegsschäden sehr ungleich verteilt.
                  Schwere Zerstörungen gibt es vor allem in jenen Gebieten, die teils jahrelang umkämpft
                  waren und die durch das Regime und seine Verbündeten von den Rebellen oder dem IS
                  zurückerobert wurden. Insbesondere gilt das für die östlichen Vororte von Damaskus,
                  für Yar­mouk, ein Flüchtlingscamp am Südrand der Hauptstadt, ebenso Ost-Aleppo, Al-Raqqa,
                  Homs und Hama.
               

               Fast alle Provinzhauptstädte wurden während der letzten Jahre zu unterschiedlichen
                  Zeitpunkten zu Schlachtfeldern; viele historische Zentren (etwa die Altstadt von Aleppo,
                  die UNESCO-Weltkulturerbe ist, oder die Altstadt von Homs) und die antiken Stätten
                  von Palmyra wurden zerstört oder stark in Mitleidenschaft gezogen. Ganze Vororte und
                  Stadtrandgebiete sind heute entvölkerte Ruinenlandschaften. Luft­angriffe in Homs,
                  Al-Raqqa, Teilen Aleppos und den Vororten von Damaskus haben Schäden gezeitigt, die mit
                  denen des Zweiten Weltkriegs vergleichbar sind. Die Weltbank schätzte schon 2017,
                  dass knapp 30 Prozent des Gebäudebestands in Syrien zerstört oder stark beschädigt
                  waren.47 Die VN gingen im Frühjahr 2019 davon aus, dass insgesamt 140 000 Gebäude beschädigt, davon 40 000 komplett zerstört und 50 000 stark getroffen wurden.48 Vor allem in den (vormals) umkämpften Orten ist die Versorgung mit Gesundheitsdienstleistungen,
                  Schulbildung, Trinkwasser und Elektrizität erheblich eingeschränkt. Nach Angaben der
                  VN arbeitete 2018 infolge von Kampfhandlungen rund die Hälfte der Gesundheitseinrichtungen
                  gar nicht mehr oder nur in reduziertem Maße. Jede dritte Schule war zerstört oder
                  be­schädigt. Über 50 Prozent des Abwassersystems funk­tionierten nicht oder nur eingeschränkt,
                  so dass rund 70 Prozent des Abwassers nicht aufbereitet wurden.49

               Mehr als die Hälfte der verbliebenen Bevölkerung lebt in Gegenden mit hohen Explosionsrisiken.

               In Homs etwa sind nach Angaben von UN Habitat knapp 54 Prozent der Gebäude nicht mehr
                  bewohnbar; rund zwei Drittel der Stadtviertel sind nicht mehr funktionsfähig, da Infrastruktur
                  zerstört ist und Grunddienstleistungen fehlen. In der Folge sind rund 40 Prozent der
                  Einwohnerinnen und Einwohner entweder in andere Viertel oder ganz aus der Stadt geflüchtet.50 Im Flüchtlingscamp Yarmouk und den angrenzenden Gebieten in Damaskus wurden rund
                  80 Prozent der Gebäude zerstört; von ursprünglich rund 800 000 Einwohnern verblieben lediglich rund 1 000.51 In Aleppo fiel die Einwohnerzahl von vor­mals rund 2,5 auf 1,6 Millionen, in den
                  östlichen Vor­orten von Damaskus von rund 390 000 auf 270 000.52 Dabei reduzierte sich die Einwohnerzahl in einzel­nen Vor­orten der Hauptstadt besonders
                  drastisch: in Duma von rund 120 000 (2004) auf 40 000 (2019), in Harasta von 80 000 auf 2 600 und in Arbin von 90 000 auf 19 000.53

               Zudem sind diese Orte besonders stark mit Landminen, improvisierten Sprengkörpern
                  und nicht­explodierter Munition kontaminiert. 2019 lebten laut UN OCHA 10,2 Millionen
                  Syrerinnen und Syrier (also mehr als die Hälfte der im Land verbliebenen Bevöl­kerung)
                  in Gegenden, die hohe Explosionsrisiken aufwiesen. Dies führt nicht nur immer wieder
                  zu gravierenden Unfällen, insbesondere bei Rückkehrern und spielenden Kindern, sondern
                  behindert vor allem auch die Landwirtschaft, die Trümmerbeseitigung und den humanitären
                  Zugang erheblich. Das ganze Ausmaß der Kontaminierung ist allerdings noch gar nicht
                  bekannt.54

            

         

      

   
      
         
            
               Kriegswirtschaft und Sanktionen

               Infolge des Konflikts ist Syriens Wirtschaft erheblich geschrumpft. Der Verlust an
                  Realkapitalbestand wur­de 2018 von den VN insgesamt auf mehr als 388 Mil­liarden US-Dollar
                  geschätzt; dabei veranschlagten sie die direkten Kriegszerstörungen mit rund 120 Milliar­den
                  US-Dollar und den Verlust an Produktivität mit rund 268 Milliarden US-Dollar.55 Allein in den ersten fünfeinhalb Jahren des Krieges – von Mitte 2011 bis Ende 2016
                  – hatten sich die Verluste des Brutto­inlandsprodukts (BIP) auf rund 226 Milliarden
                  US-Dollar addiert, ein Betrag, der rund viermal so hoch war wie das syrische BIP 2010. Das reale BIP schrumpf­te im gleichen Zeitraum um rund zwei Drittel.56

               Hauptursache für den Rückgang der Produktivität war zum einen der Ausfall von Produktionsfaktoren
                  – insbesondere die physische Zerstörung von Betrie­ben in Aleppo, Homs und den Vororten
                  von Damaskus –, zum anderen der Abzug von Investitionen, der Verlust an Arbeitskraft
                  und Kompetenzen sowie ein Mangel an Treibstoff, Elektrizität und Rohmate­rialien.57 Zudem verschob sich in der Kriegswirtschaft das Anreizsystem weg von produktiven
                  Aktivitäten.58 Eine entscheidende Rolle spielte auch, dass Verbindungswege, Handelsnetzwerke und
                  Lieferketten kriegsbedingt beeinträchtigt wurden. In der Folge brach auch der Handel
                  mit den Nachbarn ein.59

               
                  Investitionseinbruch

                  Die syrische Ölproduktion kam durch den Krieg weit­gehend zum Erliegen. Und was davon
                     übrig geblieben ist, wurde auch Anfang 2020 zum größten Teil nicht von Damaskus kontrolliert.60 Dabei war Öl einst Hauptexportgut und -einnahmequelle des Staates. Zusammen mit hohen
                     Militärausgaben brachte der Einbruch bei den Staatseinnahmen (aufgrund des Verlusts
                     von Öl- und Steuereinnahmen und des Kol­lapses des Außenhandels) einen starken Rückgang
                     öffentlicher Investitionen mit sich. Diese fielen von 9 Prozent des BIP im Jahr 2010
                     auf 0,5 Prozent 2016.61 Haushalts- und Leistungsbilanzdefizite deckte Damas­kus durch Abbau der Währungsreserven,
                     durch Geld­drucken und über Vorzugskredite von Iran und Russ­land. Dies wiederum bewirkte,
                     dass die öffentliche Verschuldung deutlich stieg, die Währungsreserven schrumpften
                     und das syrische Pfund drastisch ab­wertete. Während ein US-Dollar vor dem Aufstand
                     2011 rund 50 Pfund gekostet hatte, wurde er im Oktober 2019 mit 630 Pfund gehandelt.
                     Mitte Januar 2020 waren für einen US-Dollar – vor dem Hintergrund einer sich verschärfenden
                     Finanzkrise im Libanon – bereits 1.200 Pfund zu zahlen.62

                  Für die Menschen in Syrien wirkte sich das vor allem in einem deutlichen Anstieg der
                     Lebens­haltungskosten aus.63 In Kombination mit einer mas­siven Zunahme der Arbeitslosigkeit waren sie immer stärker
                     auf internationale Hilfsleistungen und Über­weisungen aus der Diaspora angewiesen.64 2018 sahen sich nach VN-Angaben 6,5 Millionen Syrerinnen und Syrer mit Nahrungsmittelunsicherheit
                     kon­frontiert; über 90 000 Kinder waren unterernährt. Für das Jahr 2019 lag die Prognose der VN zur Zahl
                     der von Nahrungsmittelunsicherheit Betroffenen in Syrien sogar um rund 60 Prozent
                     höher.65

                  Damaskus fehlen die Ressourcen, um ökonomischen Wiederaufbau zu betreiben oder in
                     die Infrastruktur zu investieren.
                  

                  Das Budget der Regierung für 2020 sieht insgesamt eine geringe Ausgabensteigerung
                     von 3 Prozent auf 9,8 Milliarden US-Dollar vor, unter anderem um höhere Gehälter und
                     Pensionen im öffentlichen Sek­tor zu finanzieren. Ausgabenkürzungen sind lediglich
                     durch eine Reduktion der Subventionen, unter ande­rem für Treibstoff, geplant. Damit
                     dürfte die fiskali­sche Situation deutlich angespannt bleiben. Zweifelhaft ist, ob
                     es gelingt, die Ausgaben durch weitere Verschuldung zu decken oder durch entsprechend
                     höhere Einnahmen, die aus der Rückeroberung von Territorien und der Übernahme von
                     Grenzübergängen resultieren.66 Damaskus hat definitiv keine Ressourcen zur Verfügung, um Investitionen in die Infra­struktur
                     auszuweiten oder wirtschaftlichen Wiederaufbau zu betreiben.
                  

               

               
                  Sanktionen

                  Zum wirtschaftlichen Niedergang Syriens hat ein komplexes und weitreichendes Sanktionsregime
                     ent­scheidend beigetragen. Seit 2011 gibt es Strafmaßnahmen gegen das Land, die unter
                     anderem die USA, die EU, die Arabische Liga (AL) und die Türkei ver­hängt haben.67 Zwar wird Damaskus nicht durch die VN sanktioniert, und einige arabische Länder (etwa
                     der Irak) sowie die Türkei haben die Sanktionen nicht konsequent umgesetzt. Dennoch
                     haben Handels- und Finanzrestriktionen, Einreiseverbote und Vermögenssperren weitreichende
                     Folgen – beabsichtigte wie unbeabsichtigte. Sie treffen Vertreterinnen und Ver­treter
                     des Regimes, staatliche Institutionen, insbesondere die Zentralbank und den Ölsektor,
                     ebenso Perso­nen, die für schwere Menschenrechtsverletzungen (mit)verantwortlich gemacht
                     werden. In Mitleidenschaft gezogen werden aber auch unabhängige private Unternehmerinnen
                     und Unternehmer, die humanitäre Hilfe sowie die Versorgungslage der Bevölkerung.68

                  Die umfassenden Sanktionen gegen Syriens Macht­haber, Unternehmer und Institutionen
                     haben bislang nicht dazu geführt, dass Verhaltensänderungen ein­getreten, politische
                     Zugeständnisse erfolgt oder Men­schenrechtsverletzungen abgestellt worden wären. Zugleich
                     deuten Studien darauf hin, dass die Maß­nahmen erheblich zur wirtschaftlichen Kontraktion
                     in Syrien beitragen. Zwar ist es schwierig, die Aus­wirkungen von Sanktionen von anderen
                     Faktoren (insbesondere Kriegsschäden, Flucht und Vertreibung) zu isolieren. Es ist
                     aber offensichtlich, dass sie Geld­überweisungen aus dem Ausland und den Import von
                     Nahrungs- und Lebensmitteln erschweren, Produk­tionskosten erhöhen und die Herstellung
                     medizinischer Güter negativ beeinflussen. Somit ist auch davon auszugehen, dass sie
                     zur Zunahme von Arbeits­losigkeit, zum Rückgang von Gehältern und zum Anstieg der
                     Lebenshaltungskosten beitragen.69 Die Verschärfung von US-Sanktionen gegen Iran hat zudem Treibstoffknappheit und Preiserhöhungen
                     in Syrien nach sich gezogen. Eine besondere Hürde für den Wiederaufbau dürften die
                     umfassenden Sekundärsanktionen werden, die der US-Kongress im Dezember 2019 beschlossen
                     hat.70

               

            

         

      

   
      
         
            
               Die Folgen von Tod, Flucht und Vertreibung

               Beobachter gehen davon aus, dass im Zuge der Kampfhandlungen in Syrien über eine halbe
                  Million Menschen getötet und Hunderttausende mehr ver­letzt wurden.71 In und um Syrien spielt sich die größ­te humanitäre Notlage unserer Zeit ab.72 Mehr als die Hälfte der syrischen Bevölkerung sah sich gezwungen, den Wohnort zu
                  verlassen – infolge von schwe­ren Menschenrechtsverletzungen durch das Regime, den
                  IS und Rebellengruppen, wegen Kampfhandlungen und Zerstörungen sowie angesichts des
                  Zusammenbruchs von Infrastruktur. Anfang 2020 waren für Syrien rund 5,6 Millionen
                  Flüchtlinge und 6,1 Millio­nen Binnenflüchtlinge beim Hohen Flüchtlings­kommissariat
                  der Vereinten Nationen (UNHCR) regis­triert.73 Viele der Binnenflüchtlinge mussten im Ver­lauf des Krieges mehrmals fliehen bzw.
                  wurden mehr­mals vertrieben oder umgesiedelt. Zu neuen Wellen von Flucht und Vertreibung
                  kam es Anfang 2020 vor allem in der umkämpften Provinz Idlib.74 Durch Flucht und Vertreibung, Zerstörung und Plünderung sowie den Kollaps der syrischen
                  Wirtschaft hat das Gros der Bevölkerung seine Lebensgrundlage verlo­ren. Rund 11 Millionen
                  Syrerinnen und Syrer – also etwa zwei Drittel der im Land verbliebenen Menschen –
                  waren Anfang des Jahres 2020 auf humanitäre Hilfe angewiesen.75

               
                  Soziales und Humankapital

                  Erhebliche Auswirkungen hat der Konflikt auch auf die Gesellschaft und das Humankapital
                     Syriens. Der Gesellschaftsvertrag zwischen politischer Führung und Bevölkerung ist
                     zerrissen, das Zusammenleben der einzelnen Gruppen in der multiethnischen und ‑religiösen
                     Bevölkerung des Landes nachhaltig gestört. Verantwortlich dafür sind ethnische und
                     kon­fessionelle Mobilisierung sowie Kriegsverbrechen zwischen den Angehörigen unterschiedlicher
                     Ethnien und Glaubensrichtungen. Syrien ist überdies bei der menschlichen Entwicklung
                     weit zurückgefallen. War das Land im VN-Ranking der menschlichen Entwicklung (Human
                     Development Index, HDI) 2010 noch in der mittleren Kategorie verortet und hatte es
                     in den zwei Jahrzehnten davor eine positive Entwicklung verzeichnet, so rangiert es
                     dort mittlerweile in der untersten Kategorie.76

                  Auf eine Ausbreitung von Covid-19 ist das syrische Gesundheitssystem denkbar schlecht
                     vorbereitet.
                  

                  Besonders gravierende Langzeitfolgen hat der Konflikt im Bildungs- und im Gesundheitsbereich.
                     Nicht nur ist Syrien durch Flucht und Vertreibung ein dramatischer Verlust an Lehrkräften
                     entstanden, auch wächst derzeit eine »verlorene Generation« heran. Nach Schätzungen
                     von UNICEF geht rund die Hälfte der syrischen Kinder (in Syrien und den Nach­barländern)
                     nicht zur Schule, unter anderem weil ein beträchtlicher Teil der Gebäude zerstört
                     ist oder als temporäre Unterkunft zweckentfremdet wird. Das syrische Gesundheitssystem
                     ist mittlerweile ebenfalls völlig dysfunktional. Viele der Einrichtungen wurden zerstört,
                     es mangelt an medizinischem Gerät und Arzneimitteln, ein Großteil des Fachpersonals
                     ist ge­flohen. Dies hat unter anderem zu einem drastischen Rückgang von Impfraten
                     geführt sowie Krankheiten, Epidemien und Säuglingssterblichkeit anwachsen lassen.77 Denkbar schlecht ist Syrien daher auch auf eine Ausbreitung von Covid-19 vorbereitet.78

               

               
                  Begrenzte Rückkehr

                  Obwohl mittlerweile große Teile des Landes nicht mehr umkämpft sind und die Lebensbedingungen
                     für Flüchtlinge sich in den Nachbarstaaten Syriens wäh­rend der letzten Jahre deutlich
                     verschlechtert haben, ist die Zahl von Rückkehrerinnen und Rückkehrern bislang relativ
                     niedrig geblieben. Nach Einschätzung der VN sind die Bedingungen für eine freiwillige,
                     sichere und dauerhafte Rückkehr nach wie vor nicht gegeben. Das liegt unter anderem
                     daran, dass UNHCR keinen ungehinderten Zugang zu Rückkehrern hat, um deren Sicherheit
                     und Versorgung zu gewährleisten. Von Seiten der VN und internationaler Organisationen
                     wie der IOM wird eine Rückkehr daher nicht aktiv unterstützt.79 Im Laufe des Jahres 2019 kehrten nach VN-Angaben 87 000 Flüchtlinge nach Syrien zurück, im Zeitraum 2016–2019 waren es insgesamt rund
                     220 000, jeweils überwiegend aus der Türkei, Jordanien und dem Libanon.80

                  Wie Erhebungen zeigen, die UNHCR 2018 durch­geführt hat, kehren syrische Flüchtlinge
                     in allererster Linie deshalb nicht in ihr Heimatland zurück, weil sie Angst vor politischer
                     Verfolgung, Rechtlosigkeit und Zwangsrekrutierung haben und sich aufgrund fehlen­der
                     Dokumente nicht sicher fühlen bzw. ihr Eigentum nicht reklamieren können. Dass die
                     Sorgen um die persönliche Sicherheit nicht aus der Luft gegriffen sind, zeigt ein
                     Bericht des Syrischen Netzwerks für Menschenrechte (SNHR) von August 2019. Er doku­mentiert
                     nahezu 2 000 Fälle, in denen Rückkehrerinnen und Rückkehrer willkürlich verhaftet wurden. Davon
                     blieb fast ein Drittel verschwunden, 15 starben nachweislich unter Folter. Viele der
                     Freigelassenen wurden laut SNHR später wieder inhaftiert oder zwangsrekrutiert.81 Zudem gehen zahlreiche Flücht­linge davon aus, dass sie nach einer Rückkehr keine
                     ausreichende Existenzgrundlage vorfinden würden – aufgrund der Zerstörung von Wohnraum,
                     Plünderun­gen sowie einer Gesetzgebung, die auf Enteignung und Beschlagnahme des Besitzes
                     insbesondere von Geflohenen zielt. Außerdem erwarten Flüchtlinge, dass der Zugang
                     zu grundlegenden Dienstleistungen vor allem in (ehemals) umkämpften Gebieten stark
                     eingeschränkt ist.82

               

            

         

      

   
      
         
            
               Zwischenfazit

               Unter den derzeitigen Bedingungen ist eine Wiederankurbelung der syrischen Wirtschaft
                  kaum möglich, die es erlauben würde, Arbeitsplätze zu schaffen, der Bevölkerung zu
                  einem ausreichenden Einkommen zu verhelfen und die Produktion von Lebensmitteln für
                  den lokalen Bedarf in Gang zu setzen. Auch dürfte es dem Staat selbst mittelfristig
                  kaum gelingen, seine Einnahmen zu erhöhen und damit die Grundversorgung der Bevölkerung
                  wieder zu übernehmen. Dem stehen einerseits die sektoralen Sanktionen und die zu erwartende
                  Verschärfung der amerikanischen Sekundärsanktionen, andererseits die politökono­mischen
                  Hemmnisse in Syrien selbst entgegen.
               

            

         

      

   
      
         
            Der europäische Ansatz: Kein Wiederaufbau ohne politische Öffnung

            Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben ein Engagement beim Wiederaufbau in Syrien davon
               abhängig gemacht, dass es dort zu einem politischen Übergang gemäß VN-Sicherheitsratsresolution
               2254 (2015) oder zumindest zu tragfähigen Schritten in Richtung einer inklusiven Konfliktregelung
               und einer politischen Öffnung kommt.83 Entsprechend ist das europäische Engagement vor Ort im Wesentlichen auf humanitäre
               Hilfe beschränkt geblieben. Gleichzeitig hat die EU umfassende Sanktionen gegen syrische
               Institutionen und Privatpersonen verhängt. In den letzten Jahren ist die einheitliche
               Haltung Europas zu Syrien mehr und mehr erodiert. Eine Debatte über europäische Interessen
               und Ansatzpunkte für ein effektiveres Engagement hat es bislang nicht gegeben – nicht
               zuletzt aus Angst, die Positionen der Mitgliedstaaten könnten noch weiter auseinanderfallen.
            

         

      

   
      
         
            
               Europäische Position und Instrumente

               Im Rahmen ihres konditionierten Ansatzes verfolgen die Europäer gemäß ihrer Syrien-Strategie
                  von April 2017 diese Zielsetzungen: den Krieg durch einen inklusiven politischen Übergang
                  zu beenden; den humanitären Bedürfnissen besonders verletzlicher Bevölkerungsgruppen
                  nachzukommen; Demokratie, Menschenrechte und Meinungsfreiheit zu unterstützen; die
                  Verantwortlichkeit für Kriegsverbrechen vor­anzutreiben und die Resilienz der syrischen
                  Bevölkerung zu fördern.84 Dabei geht Brüssel nach wie vor davon aus, dass eine nachhaltige Stabilisierung Syriens
                  unter der Führung Bashar al-Assads nicht möglich ist. Assad wird in Brüssel nicht
                  als Kooperationspartner betrachtet, auch vor dem Hintergrund von Kriegsverbrechen
                  und dem Einsatz international geächteter Waffen, die ihm zur Last gelegt werden. Europäische
                  Unterstützung für einen Wiederaufbau unter Assad, so die Sichtweise, würde nur dazu
                  bei­tragen, ein repressives Regime zu festigen, Konflikt­linien zu zementieren und
                  damit die Saat für künf­tige Konfrontationen zu legen.85

               Konkret leisten die Europäer – neben dem Engagement in der Koalition gegen den IS86 – in Syrien vor allem humanitäre Hilfe. Die EU und ihre Mitglied­staaten sind zusammen
                  bei weitem der größte Geber in diesem Bereich. Von 2011 bis zum Spätherbst 2019 stellten
                  sie insgesamt über 17 Milliarden Euro an humanitärer Hilfe für Syrerinnen und Syrer
                  im Land selbst und den Nachbarstaaten zur Verfügung.87 Deutschland ist nach den USA der zweitgrößte bila­terale Geber.88 Dem deutschen VN-Botschafter Chris­toph Heusgen zufolge hat sich die Bundesrepublik
                  seit 2012 mit mehr als 8 Milliarden Euro an der humanitären Hilfe in Syrien beteiligt.89 Diese Hilfe wird vor Ort ganz überwiegend durch VN-Organisa­tionen und internationale
                  Nichtregierungsorganisa­tionen (INGOs) umgesetzt. Sie beschränkt sich grund­sätzlich
                  auf die Notversorgung von Bevölkerung, Flüchtlingen und Binnenflüchtlingen. Weitergehende
                  Maßnahmen, wie eine Rehabilitation von Infrastruktur, werden nur von einzelnen Mitgliedstaaten
                  und in sehr geringem Maße unterstützt.90 Zeitweise wurden zusätzlich Mittel (sogenannte Stabilisierungshilfen) in von der
                  Opposition und – dort in geringerem Maße – von den Kurden kontrollierten Gebieten
                  eingesetzt, um lokale politische Strukturen zu stärken. Sehr begrenzt fördern die
                  Europäer auch kleine Rehabilitations- und Entwicklungsprojekte, die durch INGOs und
                  syrische zivilgesellschaftliche Organisationen im Land betrieben werden.
               

               Seit 2011 haben die Europäer umfassende Sanktionen gegen den syrischen Staat sowie
                  gegen syrische Individuen und Entitäten verhängt. Diese Maßnahmen werden regelmäßig
                  aktualisiert und (bislang) jährlich durch Beschluss der Mitgliedstaaten verlän­gert.91 Zum einen zielen die Sanktionen auf Personen ab, die für die gewaltsame Unterdrückung
                  der Bevöl­kerung und den Einsatz international geächteter Waffen verantwortlich sind,
                  deren Aktivitäten direkt dem Assad-Regime zugutekommen oder die von Ge­schäften profitieren,
                  durch welche Wohnungs-, Land- und Eigentumsrechte (HLP-Rechte) verletzt werden; ebenfalls
                  im Fokus stehen mit ihnen assoziierte Indi­viduen und Firmen. Zu dem sanktionierten
                  Kreis gehören insbesondere führende Unternehmer, An­gehörige der Assad- und der Makhluf-Familien,
                  Minister, höherrangige Militärs und Geheimdienstler, Mitglieder von mit dem Regime
                  verbundenen Milizen sowie Personen, die mit Produktion, Verbreitung oder Einsatz chemischer
                  Waffen in Verbindung gebracht werden. Demgemäß haben die Europäer im Fall von 277
                  Individuen und 71 Unternehmen Einreiseverbote angeordnet bzw. Vermögenswerte einfrieren
                  lassen (Stand Mitte Februar 2020).92

               Bisher stimmen alle EU-Staaten für eine Fortführung der Sanktionen – doch die Einigkeit
                  erodiert.
               

               Zum anderen bezwecken die Sanktionen, die Finanzierungsmöglichkeiten des Regimes sowie
                  seine Repressionskapazitäten zu beschränken und es inter­national zu isolieren. In
                  diesem Sinne haben die Europäer ein Waffenembargo gegen Damaskus sowie Exportbeschränkungen
                  für Waren verhängt, die zur internen Repression genutzt werden können. Zudem haben
                  sie ein Ölembargo erlassen, die Vermögens­werte der syrischen Zentralbank in der EU
                  eingefroren sowie Sanktionen gegen den syrischen Finanz- und Bankensektor und gegen
                  die Finanzierung des Handels mit dem Land in Kraft gesetzt. Exporte von militärischen
                  und »dual use«-Gütern nach Syrien wurden verboten. Daneben gehören zum Sanktionspaket
                  auch weitreichende sektorbezogene Maßnahmen, die einem Wiederaufbau im Wege stehen.
                  Dies betrifft insbesondere Einschränkungen für die Finan­zierung von Infrastrukturprojekten
                  im Bereich von Öl und Elektrizität; das Verbot für die Europäische Investitionsbank
                  (EIB), Projekte in Syrien zu finanzieren, die dem Staat zugutekommen würden; ebenso
                  Beschränkungen der Zusammenarbeit bei Banken und Transport, etwa im Fall der syrischen
                  Fluggesellschaft.93

            

         

      

   
      
         
            
               Zunehmende Divergenzen

               Bislang haben zwar alle EU-Mitgliedsländer regel­mäßig dafür gestimmt, die Sanktionen
                  fortzuführen. Doch zeichnet sich mittlerweile eine Erosion der europäischen Haltung
                  ab. Den Hintergrund dafür bilden die militärischen Gewinne des Regimes und seiner
                  Verbündeten, die Sorge vor einem Andauern der Flüchtlingskrise oder gar neuen Fluchtbewegungen
                  und das Werben Russlands um europäische Wiederaufbauhilfe.
               

               Es sind vor allem Deutschland, Frankreich und Großbritannien, die an der bisherigen
                  Position fest­halten.94 Andere EU-Mitgliedstaaten haben entweder ihre diplomatischen Beziehungen zu Damaskus
                  nie abgebrochen (Tschechische Republik) oder nur her­untergestuft (Bulgarien), wieder
                  Beziehungen zu relevanten Personen aus dem Führungskreis des Regimes aufgenommen (Italien,
                  Polen) oder in den letzten Jahren vernehmlich über die Wiedereröffnung ihrer Botschaft
                  und ein stärkeres wirtschaft­liches Engagement in Syrien diskutiert (Italien, Öster­reich,
                  Ungarn, Polen).95 Zum Teil spielt dabei eine Rolle, dass europäische Firmen Interesse haben, sich am
                  Wiederaufbau zu beteiligen. Umgesetzt wor­den sind entsprechende Schritte allerdings
                  bis dato nicht.
               

            

         

      

   
      
         
            Schlussfolgerungen, Politik­optionen und Empfehlungen

            Der Wiederaufbau Syriens berührt vor allem drei Interessen der Europäer. Erstens muss ihnen an einer nachhaltigen Stabilisierung des Landes gelegen sein, damit es
               künftig nicht mehr Ausgangsort von Konflik­ten, Fluchtbewegungen und Terrorismus ist.
               Zweitens dient es auch ihnen, wenn eine sichere, würdevolle und freiwillige Rückkehr von Flüchtlingen
               und Binnenflüchtlingen möglich wird. Drittens ist es in ihrem Sinne, dass Verantwortlichkeit für schwere Menschenrechtsverletzungen,
               für Kriegsverbrechen und den Einsatz international geächteter Waffen her­gestellt
               wird, um potentielle künftige Straftäter ab­zuschrecken, die Basis für Aussöhnung
               in Syrien zu schaffen und einer weiteren Erosion der regelbasierten Weltordnung entgegenzuwirken.
            

            Bislang konnten die Europäer allerdings wenig Einfluss auf die Konfliktdynamiken vor
               Ort, auf eine verhandelte Konfliktregelung oder auf das Verhalten des Regimes entfalten;
               auch ist es ihnen nicht gelun­gen, strafrechtliche Verantwortlichkeit für die in Syrien
               begangenen Verbrechen herzustellen. Das liegt einerseits daran, dass sie militärisch
               nicht in relevan­tem Ausmaße präsent sind und ihr politisches Ge­wicht international
               kaum in die Waagschale gewor­fen haben. Andererseits hat es damit zu tun, dass die
               ihnen zur Verfügung stehenden Instrumente – das sind vor allem die Konditionierung
               von EU-Wieder­aufbauhilfe und das Sanktionsregime – keinen Ver­haltenswandel in Damaskus
               bewirken können, weil sich die Situation grundlegend verändert hat. Die Europäer setzen
               letztlich nach wie vor auf einen Re­gimewechsel bzw. auf ein europäisches Engagement
               in einem »Day after«-Szenario; zumindest schließen sie eine Kooperation nicht nur
               mit den Spitzen des Regimes, sondern auch mit Vertretern staatlicher Institutionen
               aus. Ein solches Szenario ist allerdings infolge der militärischen und politischen
               Konflikt­dynamiken auf absehbare Zeit nicht realistisch. Da­gegen haben die Europäer
               bislang nicht ausreichend durchdacht, wie sich die formulierten Interessen unter der
               Voraussetzung verfolgen lassen, dass das Assad-Regime fortbesteht. Dabei liegt eines
               klar auf der Hand: Fallen die EU-Mitgliedstaaten im Umgang mit Damaskus auseinander,
               so riskieren sie, den Ein­fluss zu verspielen, den sie potentiell haben. Denn nur
               wenn Wiederaufbaugelder, die Rückkehr zu diplomatischen Beziehungen und der Abbau
               von Sanktionen gezielt und gemeinsam eingesetzt wer­den, können solche Schritte überhaupt
               politisches Gewicht entfalten.96

         

      

   
      
         
            
               Ein realistischerer Ansatz der Europäer

               Sinnvoll wäre es daher, den europäischen Ansatz so anzupassen, dass er besser der
                  aktuellen Realität entspricht, eigene Interessen und Instrumente in Einklang bringt
                  und die geringen Einflussmöglich­keiten, die Europa besitzt, möglichst effektiv nutzt.
                  Voraussetzung dafür wäre erstens, sich einzugestehen, dass die Europäer durch Anreize
                  und Sanktionen nicht herbeiführen können, was Damaskus und seine Verbündeten militärisch
                  abgeschmettert haben: eine zwischen den syrischen Konfliktparteien verhandelte Konfliktregelung,
                  eine politische Öffnung, die zu einem inklusiven, partizipativen und rechtsstaat­lichen
                  System führt, sowie Maßnahmen einer Über­gangsjustiz, mit denen sich zur Aussöhnung
                  zwischen Konfliktparteien und unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen beitragen ließe.
                  Dazu gehört zweitens, sich nicht der Illusion hinzugeben, dass die Führungs­riege
                  um Assad ein zuverlässiger Partner bei Stabilisierung, wirtschaftlicher Erholung und
                  Wiederaufbau des Landes, bei Terrorismusbekämpfung und Rück­kehr von Flüchtlingen
                  sein könnte. Denn ihr oberstes Ziel ist Regimekonsolidierung. Ihm wird alles andere
                  untergeordnet, auch auf Kosten von großen Teilen der Bevölkerung. Das bedeutet auch,
                  dass ein umfas­sender Wiederaufbau – ein Unterfangen, das über physische Rekonstruktion
                  weit hinausgehen müsste und keine Rückkehr zum Status quo ante sein dürfte, soll eine
                  dauerhafte Befriedung gelingen97 – mit der derzeitigen Führung in Damaskus nicht zu erreichen ist.98 Drittens gilt es die aktuelle Wirtschafts- und Währungskrise und die Erosion staatlicher
                  Kapazitäten in Syrien nicht mit einem bevorstehenden Zusam­menbruch des Regimes zu
                  verwechseln, schon gar nicht zugunsten einer alternativen Kraft, die das Land einen
                  und stabilisieren könnte. Fortschreitender Staatszerfall dürfte vielmehr einhergehen
                  mit aber­maligen militärischen Auseinandersetzungen in vermeintlich »versöhnten« Gegenden
                  und einer sich neu formierenden Aufstandsbewegung.99 Eine solche Entwicklung droht über Syrien hinaus in Form von Terrorismus und neuen
                  Fluchtbewegungen destabi­lisierend zu wirken.
               

               Zuvorderst sollten die Europäer deutlich stärker diplomatisch aktiv werden. Dabei
                  gilt es, auf ein Krisenmanagement und temporäre Arrangements hinzuwirken, die den
                  Schutz der Zivilbevölkerung (etwa in der umkämpften Provinz Idlib) in den Fokus rücken,
                  und eine verhandelte Konfliktregelung zu befördern. Sinnvoll wäre in diesem Kontext
                  auch, die unterschiedlichen multilateralen Prozesse – den Astana-Prozess, die sogenannte
                  kleine Gruppe und den Genfer Prozess100 – stärker miteinander zu ver­zahnen und fruchtbar zu machen. Mit einem ersten Treffen
                  zwischen den Staats- und Regierungschefs von Deutschland, Frankreich, Russland und
                  der Türkei wurde im Oktober 2018 ein entsprechender Auftakt gemacht, den man bislang
                  allerdings nicht weiterverfolgt hat.
               

               Die strafrechtliche Aufarbeitung von Kriegsverbrechen und schweren Menschenrechtsverletzungen
                  ist ein zentrales Interesse der Europäer.
               

               Es mag richtig sein, dass sich durch ein verstärktes europäisches Engagement in Syrien weder eine Macht­teilung noch eine politische Öffnung oder eine ver­handelte Konfliktregelung erwirken
                  lassen, so­lange dort die derzeitige Führung herrscht. Und zu Recht betonen die Europäer,
                  dass für die Finanzierung des Wiederaufbaus jene Länder eine besondere Verantwortung
                  tragen, die den Konflikt befeuert haben bzw. direkt für Kriegsschäden verantwortlich
                  sind. Den­noch sollten Deutschland und seine Partner in der EU versuchen, zur Linderung
                  der Not und zu einer wirt­schaftlichen Erholung beizutragen, indem sie auch in Gebieten,
                  die von Damaskus kontrolliert werden, Unterstützung bei der Rehabilitierung von Basis­infrastruktur
                  anbieten und die sektoralen Sanktionen abbauen, die einem Wiederaufbau entgegenstehen.
                  Den Europäern sollte bewusst sein, dass ein solcher Ansatz es nötig machen wird, sich
                  mit der syrischen Regierung zumindest auf technischer Ebene abzustimmen. Der »Preis«
                  dafür wird sein, dass Damaskus dies als indirekte Anerkennung der eigenen Legitimität
                  deuten wird.
               

               Klar ist aber auch: Eine nachhaltige Stabilisierung des Landes wird sich nur erreichen
                  lassen, wenn tief­greifende Reformen durchgeführt werden. In diesem Sinne sollten
                  die Europäer ihren »More for More«-Ansatz101 ausbuchstabieren, um einen künftigen Pfad politischer Öffnung, struktureller Reformen
                  und einer weitgehenden Normalisierung der Beziehungen aufzuzeigen. Realpolitik sollte
                  aber nicht dazu füh­ren, dass ein zentrales europäisches Interesse ver­nachlässigt
                  wird: Die Europäer sollten davon absehen, ihr Verhältnis zu den Spitzen des Assad-Regimes
                  voll­ständig zu normalisieren, und stattdessen auf straf­rechtliche Verantwortlichkeit
                  für Kriegsverbrechen, schwere Menschenrechtsverletzungen und den Ein­satz international
                  geächteter Waffen dringen.
               

               Im Einzelnen bieten sich die folgenden Maßnahmen an.

            

         

      

   
      
         
            
               Effektivierung der Hilfe

               Die humanitäre Hilfe, die die Europäer über VN-Unterorganisationen und INGOs in Syrien
                  leisten, wird durch das Regime manipuliert und politisiert. Damit dient sie zumindest
                  teilweise den Interessen des Regimeerhalts, statt sich am Bedarf der Bevölkerung zu
                  orientieren. Sie entspricht nicht internationalen Standards für humanitäre Hilfe.
                  Gleichwohl steht außer Frage, dass Syrerinnen und Syrer auf absehbare Zeit – und zunehmend
                  – auf externe Unterstützung angewiesen sein werden. Deshalb wäre es sinnvoll, Anstrengungen
                  zu unternehmen, damit der inter­nationale Beistand effektiver geleistet werden kann.
               

               In diesem Sinne hat die EU einen »Joint Programme Mechanism« etabliert, der dafür
                  sorgt, dass sechs in Damaskus registrierte VN-Organisationen bei ihren Maßnahmen einen
                  gemeinsamen regionalen Ansatz verfolgen. Dieser Mechanismus könnte, wenn andere Geber
                  sich anschließen und eine kritische Finanzmasse erreicht wird, künftig bei Verhandlungen
                  mit Damaskus über Zugang, Visavergabe und Implementierungsmodalitäten ein größeres
                  Gewicht erlangen. Auf diese Weise ließe sich verhindern, dass Damaskus die einzelnen
                  Organisationen je nach ihrer wahr­genommenen Nützlichkeit oder Risikoträchtigkeit
                  bevorzugt bzw. benachteiligt.102 In diesem Sinne soll­ten die Europäer einen größeren Anteil ihrer Unter­stützung
                  über den Mechanismus vergeben und dafür werben, dass weitere Geber involviert werden,
                  um ihn zu stärken.
               

               Ein Koordinierungsmechanismus aus VN und Gebern müsste auch dafür sorgen, dass es
                  ein kon­sequentes Auswahl- und Überprüfungsverfahren für VN-Personal vor Ort gibt
                  und humanitäre Organisa­tionen ihre lokalen Implementierungspartner frei wählen können.
                  Damit ließe sich die Abhängigkeit von lokalen Organisationen reduzieren, die direkt
                  oder indirekt mit dem Regime verbunden sind. Wichtig ist ebenso, dass transparente
                  Beschaffungsverfahren und ein unabhängiger Monitoring- und Evaluierungsprozess etabliert
                  werden.103

            

         

      

   
      
         
            
               Europäischer Beitrag zur Rehabilitation von Basisinfrastruktur

               Die Europäer stehen vor dem Dilemma, dass eine nachhaltige Stabilisierung Syriens
                  weder in Kooperation mit der Führung in Damaskus noch gegen sie bzw. an den staatlichen
                  Strukturen vorbei erreicht werden kann. Bislang richtet sich der Fokus der so­genannten
                  Stabilisierungshilfe auf Gebiete, die nicht vom Regime kontrolliert werden. Doch je
                  weiter die­ses seine Kontrolle wieder ausdehnt, desto weniger lassen sich so die Herausforderungen
                  angehen, vor denen Syrien steht. Schon heute sind unabhängige lokale Strukturen, die
                  als Kooperationspartner für Wiederaufbau fungieren könnten, in Gebieten außer­halb
                  von Damaskus’ Kontrolle nicht mehr vorhanden (so in der Provinz Idlib unter der von
                  HTS dominierten »Regierung der Rettung«) oder dürften es bald nicht mehr sein (so
                  die Selbstverwaltung in den kur­disch geprägten Gebieten im Nordosten Syriens).
               

               Die Europäer können und sollten in Regimegebieten durchaus zivilgesellschaftliche
                  Initiativen unter­stützen, die auf lokaler Ebene kleinere Rehabilita­tionsprojekte
                  auch ohne Zustimmung von Damaskus, aber unter Einbezug der relevanten Stakeholder
                  um­setzen und so ein gewisses Maß an Mitbestimmung erlauben.104 Doch lässt sich dieser Ansatz nur bedingt ausdehnen oder vervielfältigen, ohne dass
                  seine loka­len Protagonistinnen und Protagonisten gefährdet bzw. Projekte durch Damaskus
                  angeeignet wer­den. Und auch wenn über einen solchen Ansatz lokale Prioritäten besser
                  erkannt und mit maßgeblichen Akteuren vor Ort bearbeitet werden können – den enormen
                  Herausforderungen des Wiederaufbaus lässt sich so nicht angemessen begegnen. Lokale
                  politische Strukturen, die unabhängig von Damaskus arbeiten, existieren seit den Kommunalwahlen
                  von September 2018 ohnehin kaum mehr.105 Einer Dezentralisierung, die autonome lokale Einheiten oder gar Gegen­gewichte zu
                  Damaskus zulassen würde, hat man damit effektiv entgegengewirkt.106

               Sinnvoll wäre daher ein rascher Übergang zu einer Hilfe, die deutlich stärker als
                  bislang auf die Rehabi­litation von Basisinfrastruktur setzt und die lokale Wirtschaft
                  durch Arbeitsprogramme und örtliche Beschaffung ankurbelt.107 Denn die Beschränkung auf Nothilfe, die sich die Europäer als größte Geber auf­erlegt
                  haben, steht einer effektiven Unterstützung der Bevölkerung im Wege. Sie trägt letztlich
                  dazu bei, eine Situation zu zementieren, in der keine eigenständige Entwicklung in
                  Gang gesetzt werden kann und die Bevölkerung auf Dauer von internationalen Hilfslieferungen
                  abhängig bleibt. Dies trifft besonders jene Städte, Stadtteile und Ortschaften, die
                  zeitweise von der Opposition kontrolliert wurden und bei der Rückeroberung massive
                  Schäden erlitten haben. Die Europäer sollten es nicht vom politischen Verhalten des
                  Regimes, sondern allein vom Bedarf der Bevölkerung abhängig machen, ob Minenräumung
                  betrieben, Wohnraum geschaffen, Basisinfrastruktur – Wasser und Abwasser, Elektrizität,
                  Gesundheit, Bildung – wieder in einen funktionsfähigen Zustand versetzt wird und lokale
                  Programme zur Sicherung der Lebensgrundlagen durchgeführt werden. Maßgeblich für ein
                  stärkeres europäisches Engagement sollte hier in allererster Linie sein, ob sich entsprechende
                  Pro­jekte umsetzen lassen, ohne dass Eigentumsrechte verletzt oder Bevölkerungsgruppen
                  aufgrund von (unterstellten) politischen Haltungen benachteiligt werden.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Fokussierung auf ein exemplarisches Angebot

               Ein Weg zu testen, ob ein solches Engagement mög­lich ist, wäre ein europäisches Angebot,
                  das so attrak­tiv ist, dass es für Damaskus schwierig wäre, es ab­zulehnen.108 Statt ihre Unterstützung über viele VN-Organisationen und INGOs zu streuen, könnten
                  die Europäer einen Teil der Hilfe in einer wegweisenden Offerte bündeln – etwa zur
                  Wiedererrichtung der Basisinfrastruktur in einer der besonders zerstörten Städte.
                  Auf diese Weise ließe sich ein Beispiel set­zen.109 Bedingung für das Vorhaben wäre nicht, dass das Regime sein Verhalten auf politischer
                  Ebene ändert. Es müsste »lediglich« zulassen, dass die Unter­stützung am Bedarf der
                  Bevölkerung ausgerichtet wird. Das Rehabilitationsprojekt würde sich so durch eine
                  Reihe von Aspekten auszeichnen: Keine Bevöl­ke­rungsgruppe ist ausgeschlossen, und
                  bislang getrenn­te Viertel werden wieder miteinander verbunden; zu­grunde liegen unabhängige
                  Bedarfserhebungen und Prioritätensetzungen, wobei die lokale Bevölkerung einbezogen
                  wird; HLP-Rechte sind gewährleistet; die ausführenden Firmen werden von den Europäern
                  frei beauftragt; ein unabhängiges Monitoring ist möglich.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Überprüfung des Sanktionsregimes

               Sinnvoll wäre auf jeden Fall auch eine Überprüfung des bisherigen Sanktionsregimes.
                  Die europäischen Strafmaßnahmen tragen offenkundig dazu bei, Wie­deraufbau und wirtschaftliche
                  Erholung in Syrien zu verhindern. In den Blick zu nehmen sind insbeson­dere die sektorbezogenen
                  Sanktionen, denn sie er­schwe­ren eine Rehabilitation von Basisinfrastruktur, wirt­schaftliche
                  Aktivitäten unabhängiger Unternehmerinnen und Unternehmer sowie eine Verbesserung
                  der Lebensgrundlagen der Bevölkerung. Vordringlich ist dabei, die Bedingungen für
                  humanitäre Ausnahmen zu klären und zu vermeiden, dass Vorschriften übererfüllt werden,
                  etwa durch Banken. Es sollte aber auch um den tatsächlichen Abbau von Sanktionen in
                  den genannten Bereichen gehen. Um den Eindruck zu vermeiden, dies sei ein politisches
                  Zugeständnis an Damaskus, könnten zeitgleich solche Sanktionen wei­ter verschärft
                  werden, die sich gegen die Spitzen des Regimes richten und gegen Akteure, die für
                  schwere Verbrechen verantwortlich gemacht werden oder die sich durch die Verletzung
                  von HLP-Rechten berei­chern.
               

               Zwischen einer raschen Flüchtlings­rückkehr und der Erhöhung des Lebensstandards in
                  Syrien besteht eine negative Korrelation.
               

               Würde ein Teil der sektorbezogenen europäischen Sanktionen aufgehoben, wäre zumindest
                  eine gewich­tige Blockade aus dem Weg geräumt, die wirtschaft­liche Erholung und Rehabilitation
                  (etwa der Stromversorgung) hemmt. Doch sollten sich die Europäer keinen Illusionen
                  hingeben. Neben den europäischen Strafmaßnahmen sind es die politökonomischen Strukturen
                  in Syrien sowie die amerikanischen Sank­tionen, die einer wirtschaftlichen Erholung
                  und einem Wiederaufbau des Landes entgegenstehen. Ins­besondere wenn das im Dezember
                  2019 vom ameri­ka­nischen Kongress beschlossene Sanktionspaket um­fassend in Kraft
                  tritt, werden direkte und sekundäre US-Sanktionen ein internationales Engagement in
                  Syrien extrem unattraktiv machen. Hilfreich wäre deshalb ein Dialog mit der US-Regierung,
                  der darauf zielt, die sogenannten Caesar Sanctions weniger pro­hibitiv umzusetzen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Unterstützung von Flüchtlingen und Binnenflüchtlingen

               Derzeit können die Europäer wenig dazu beitragen, die Rückkehr von Flüchtlingen und
                  Binnenflüchtlingen zu erleichtern. Denn die Bedingungen für eine freiwillige, sichere
                  und würdevolle Rückkehr sind nicht gegeben. Dass sich die Voraussetzungen rasch verbessern
                  werden, ist nicht zu erwarten. Eine ent­sprechende Verhaltensänderung bei der Führung
                  in Damaskus zeichnet sich ebenso wenig ab wie der erforderliche Fortschritt beim Wiederaufbau.
                  Sollten im Land die Dienstleistungen wieder funktionieren, würde dies nach Simulationen
                  der Weltbank viele Syrerinnen und Syrer nur dann zu einer Rückkehr veranlassen, sofern
                  sie auch ihre persönliche Sicher­heit gewährleistet sehen. Und selbst wenn die Bedin­gungen
                  für eine sichere Rückkehr gegeben sind: Die Berechnungen weisen darauf hin, dass eine
                  negative Korrelation zwischen einer raschen Rückkehr von Flüchtlingen und der Erhöhung
                  des Lebensstandards im Land besteht. Deshalb rät die Weltbank davon ab, die Rückkehr
                  international schnell voranzutreiben.110

               Die Europäer sollten Unterstützung für den Fall anbieten, dass es künftig auf Seiten
                  des Regimes ernsthafte Bereitschaft gibt, Flüchtlinge zurückkehren zu lassen. Hierfür
                  müsste die nötige Basis geschaffen werden. Dazu würde gehören, einen klaren Rechtsrahmen
                  sowie Prozeduren und Mechanismen zu etablieren, die für Land, Wohnungen und Gewerbe­immobilien
                  eine geordnete Restitution bzw. Entschädigung erlauben.
               

               Mittelfristig allerdings sollten die Europäer vor allem darauf setzen, zur Versorgung
                  der Binnenflüchtlinge UNHCR und UNRWA zu unterstützen, im Fall der Flüchtlinge wiederum
                  VN-Organisationen, INGOs und Syriens Nachbarstaaten. Gerade was Letz­tere angeht,
                  ist es zentral, die Unterstützung auszu­weiten und den Dialog zu intensivieren, damit
                  sich die Bedingungen vor Ort nicht weiter verschlechtern und Rückführungen in eine
                  Situation der Unsicherheit vermieden werden.
               

               Doch geht es nicht allein darum, Geflüchtete zu versorgen. Schließlich bieten die
                  Syrerinnen und Syrer in der Diaspora den Europäern die Chance, eine der großen Herausforderungen
                  des Landes anzugehen – nämlich die Stärkung des Humankapitals, das Syrien zur Verfügung
                  stehen wird, wenn die politi­schen Bedingungen eine Rückkehr erlauben. Deutlich entschlossener
                  als bisher sollten die Europäer daher in den Hauptaufnahmeländern – der Region wie
                  Europas – in die Aus- und Fortbildung von Lehrerinnen und Lehrern, Ärztinnen und Ärzten, Pflegerinnen und Pflegern, Verwaltungsexpertinnen und ‑exper­ten, Ingenieurinnen und Ingenieuren
                  etc. investieren.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Der »More for More«-Ansatz

               Über aktuelle Politikoptionen hinaus wäre es äußerst hilfreich zu klären, unter welchen
                  Bedingungen sich die Europäer wie beim Wiederaufbau engagieren wol­len und wie ein
                  Pfad der Normalisierung im Verhältnis zu Damaskus aussehen kann. Bereits 2017 hat
                  die damalige EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini einen »More for More«-Ansatz vorgestellt,
                  der euro­päisches Entgegenkommen von Verhaltensänderungen auf Seiten des Regimes abhängig
                  macht. Dieser Ansatz wurde bis dato aber nicht ausgearbeitet und gegenüber Damaskus
                  aktiv ins Spiel gebracht.111 Da­mit bietet die EU ein umfassendes Engagement beim Wiederaufbau bislang nur dann
                  an, wenn ein politi­scher Übergang gemäß Sicherheitsratsresolution 2254 auf sicherem
                  Weg ist. In diesem Fall würden die Euro­päer im Gegenzug zu messbaren, konkreten Fortschritten
                  konkrete Angebote machen – im Bereich von Sanktionserleichterungen, bei der Wiederaufnahme
                  von Kooperation mit der syrischen Regierung, etwa im Rahmen der Europäischen Nachbarschafts­politik
                  (ENP), bei der Mobilisierung von Finanzmitteln für den Wiederaufbau zusammen mit IWF
                  und Welt­bank, im Sicherheitsbereich, bei Regierungsführung, Reformen und Dienstleistungen,
                  bei sozialem Zusam­menhalt, Peacebuilding und Aussöhnung, der Förde­rung von Humankapital
                  und wirtschaftlicher Erho­lung. Wie Damaskus sein Verhalten – unterhalb der Schwelle
                  eines Regimewechsels bzw. substantiellen Regimewandels – konkret ändern müsste und
                  wie die europäische Seite darauf im Einzelfall reagieren würde, hat Brüssel hingegen
                  bislang nicht ausfor­muliert.112

               Realistischerweise ist kaum zu erwarten, dass die Führung in Damaskus zum jetzigen
                  Zeitpunkt einen ausformulierten »More for More«-Ansatz als Angebot sehen würde, mit
                  dem sie sich auseinanderzusetzen hätte. Damit ist auch unwahrscheinlich, durch eine
                  Operationalisierung unter den derzeitigen Umständen eine Verhaltensänderung erreichen
                  zu können. Dennoch bleibt es unabdingbar, dass die Europäer sich auf eine gemeinsame
                  Linie verständigen, von welchem Verhalten der syrischen Führung europäisches Entgegenkommen
                  abhängen soll. Auch gilt es gegenüber Damaskus klarzustellen, dass die EU und ihre
                  Mitgliedstaaten an der Sichtweise festhalten, eine nachhaltige Stabilisierung setze
                  tiefgreifende Refor­men voraus. Und es lohnt sich aufzuzeigen, wie ein Pfad der Annäherung
                  aussehen könnte. Denn es ist keineswegs ausgeschlossen, dass Damaskus mittel­fristig
                  Interesse an einer solchen Annäherung ent­wickelt und dass Moskau bereit ist, Elemente
                  davon zu unterstützen. Genau dieser Punkt sollte in einem Dialog mit russischen Partnerinnen
                  und Partnern eruiert werden.113

               Dabei wäre es hilfreich, die oben genannte euro­päische Angebotsliste mit differenzierendem
                  Blick zu betrachten und systematisch zu überprüfen, was bereits jetzt getan werden
                  kann und was vom Verhal­ten der Regimespitze abhängig sein sollte. In diesem Sinne
                  sollten Maßnahmen, die sich an Grundbedürfnissen der Bevölkerung orientieren, nicht
                  politisch konditioniert werden. Bei ihnen gilt es in erster Linie darauf zu achten,
                  dass europäische Hilfe nicht zweck­entfremdet und politisiert wird. Eine Annäherung
                  an Damaskus und ein Engagement beim Wiederaufbau sollten hingegen von konkreten und
                  nachprüfbaren politischen Schritten abhängen.
               

               Als Erstes würden dazu Elemente gehören, die sich auf grundlegende Menschenrechte
                  beziehen. Einzu­stellen wären demnach systematische Misshandlungen, willkürliche Verhaftungen
                  sowie Folter und Zwangsrekrutierung durch die syrischen Sicherheitskräfte; politische
                  Häftlinge und Vermisste müssten freigelassen werden, Flüchtlinge und Binnenflüchtlinge
                  in Würde und Sicherheit zurückkehren können; HLP-Rechte wären zu garantieren. Ohne
                  den Abbau von Willkürherrschaft und eine Stärkung von Rechts­staatlichkeit dürfte
                  all dies kaum gelingen.114 Weitere Schritte würden dann auf eine politische Öffnung und mehr Inklusion abzielen
                  (etwa durch Wahlen unter internationaler Aufsicht und bei Beteiligung aller Syrerinnen
                  und Syrer) sowie den Genfer Prozess (Verfassungskomitee und Bemühen um eine Konflikt­regelung)
                  unterstützen. Im Gegenzug könnten die Europäer schrittweise die technische Zusammenarbeit
                  mit syrischen Ministerien wieder aufnehmen, über Rehabilitierungsmaßnahmen hinaus
                  gemeinsam mit staatlichen Stellen, lokalen Stakeholdern und der syrischen Zivilgesellschaft
                  Pläne für Wiederaufbau, Reformen und Aussöhnung entwerfen und unter­stützen115 sowie einen hochrangigen Ansprechpartner der EU für die Beziehungen zu Damaskus und
                  den Wie­deraufbau benennen.
               

            

         

      

   
      
         
            
               Kein Freifahrschein für schwere Menschenrechtsverletzungen

               Ausgeschlossen sein sollte allerdings die völlige Normalisierung im Verhältnis zu
                  den Spitzen des Regimes. Mit den Hauptverantwortlichen für schwere Menschenrechtsverletzungen,
                  Kriegsverbrechen und den Einsatz international geächteter Waffen kann es keine Rückkehr
                  zum »business as usual« geben.116 Die Europäer haben großes Interesse daran, dass diese Akteure nicht straffrei davonkommen,
                  sondern vor Gericht gestellt werden. Schließlich geht es darum, eine regelbasierte
                  Weltordnung zu erhalten, künftige potentielle Straftäter abzuschrecken und Genugtuung
                  für die Opfer von Verbrechen bzw. ihre Angehörige zu schaffen.
               

               In diesem Sinne sollten die Europäer die Dokumentation von Verbrechen durch syrische
                  zivilgesellschaftliche Organisationen und internationale Unter­suchungsmechanismen
                  wie den IIIM117 weiterhin unterstützen. Eine Strafverfolgung ist weder durch die syrischen Behörden
                  noch durch den Internatio­nalen Strafgerichtshof zu erwarten. Syrien ist kein Vertragsstaat
                  des Letzteren und eine Überweisung an das Gericht aufgrund des absehbaren russischen
                  Vetos im VN-Sicherheitsrat unwahrscheinlich. Die Europäer sollten daher Verfahren
                  nach dem Weltrechtsprinzip vor nationalen europäischen Gerichten, sofern möglich,
                  ermutigen und die Kapazitäten ihrer Strafverfolgungsbehörden im erforderlichen Maße
                  erweitern.118
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            Abkürzungen

            

            
               
                  
                     
                        	
                           AFAD

                        
                        	
                           Afet ve Acil Durum Yönetimi Başkanlığı (Behörde für Katastrophen- und Notfallmanage­ment;
                              Türkei)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           AL

                        
                        	
                           Arabische Liga

                        
                     

                     
                        	
                           BIP

                        
                        	
                           Bruttoinlandsprodukt

                        
                     

                     
                        	
                           COAR

                        
                        	
                           Center for Operational Analysis and Research (Beirut)

                        
                     

                     
                        	
                           EAD

                        
                        	
                           Europäischer Auswärtiger Dienst

                        
                     

                     
                        	
                           EIU

                        
                        	
                           Economist Intelligence Unit

                        
                     

                     
                        	
                           ENP

                        
                        	
                           Europäische Nachbarschaftspolitik

                        
                     

                     
                        	
                           EU

                        
                        	
                           Europäische Union

                        
                     

                     
                        	
                           EUI

                        
                        	
                           European University Institute (Florenz)

                        
                     

                     
                        	
                           FAO

                        
                        	
                           Food and Agricultural Organisation of the United Nations (Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation
                              der Vereinten Nationen)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           FSA

                        
                        	
                           Free Syrian Army (Freie Syrische Armee; oppositionelle Rebellenformation)

                        
                     

                     
                        	
                           GIZ

                        
                        	
                           Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit

                        
                     

                     
                        	
                           HDI

                        
                        	
                           Human Development Index (Index der menschlichen Entwicklung)

                        
                     

                     
                        	
                           HLP

                        
                        	
                           Housing, Land and Property Rights (Wohnungs-, Land- und Eigentumsrechte)

                        
                     

                     
                        	
                           HTS

                        
                        	
                           Hay’at Tahrir al-Sham (Komitee zur Befreiung der Levante; dominante Rebellenformation
                              in der Provinz Idlib, aus dem syrischen Al‑Qaida-Ableger hervorgegangen)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           ICG

                        
                        	
                           International Crisis Group

                        
                     

                     
                        	
                           IIIM

                        
                        	
                           International, Impartial and Independent Mechanism to assist in the investigation
                                 and prosecution of persons responsible for the most serious crimes under International
                                 Law com­mitted in the Syrian Arab Republic since March 2011

                        
                     

                     
                        	
                           INGO

                        
                        	
                           International Non-Governmental Organisation (Internationale Nichtregierungsorganisation)

                        
                     

                     
                        	
                           IOM

                        
                        	
                           Internationale Organisation für Migration

                        
                     

                     
                        	
                           IS

                        
                        	
                           »Islamischer Staat«

                        
                     

                     
                        	
                           IWF
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                           Syrian-Arab Red Crescent (Syrisch-Arabischer Roter Halbmond)

                        
                     

                     
                        	
                           SDF

                        
                        	
                           Syrian Democratic Forces (Demokratische Kräfte Syriens; Milizen der kurdisch dominierten
                              Selbst­verwaltung im Nordosten des Landes)
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                           Syrian Interim Government (Syrische Interims­regierung; oppositionelle Regierung,
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                           Syrian National Army (Syrische Nationale Armee; aus der FSA hervorgegangene, mit der
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                           Syrian Network for Human Rights (Syrisches Netzwerk für Menschenrechte; oppositionell)
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                           Syrian Observatory for Human Rights (Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte;
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                           United Nations Development Programme (Ent­wicklungsprogramm der Vereinten Nationen)
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                           United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization (Organisation der
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                           United Nations Economic and Social Com­mission for Western Asia (Wirtschafts- und
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                           United Nations High Commissioner for Refugees (Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten
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                           United Nations International Children’s Emergency Fund (Kinderhilfswerk der Vereinten
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                           United Nations Mine Action Service
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                           United Nations Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (Amt der Vereinten
                              Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten)
                           

                        
                     

                     
                        	
                           UNRWA

                        
                        	
                           United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the Near East (Hilfswerk
                              der Vereinten Nationen für Palästina-Flücht­linge im Nahen Osten)
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                           United Nations Security Council (VN-Sicherheits­rat)
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                           Vereinigte Arabische Emirate
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                           World Food Programme (Welternährungsprogramm)
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                           Yekîneyên Parastina Gel (Volksverteidigungs­einheiten; Milizenverbände der PYD, dominante
                              Formation innerhalb der SDF)
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